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Gesetzentwurf 

der Bundesregierung 


Entwurf eines Gesetzes 

zu dem Vertrag vom 10. November und 19. Dezember 2003 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der Republik Österreich 
über die grenzüberschreitende Zusammenarbeit zur polizeilichen 
Gefahrenabwehr und in strafrechtlichen Angelegenheiten 


A. Problem und Ziel 

Mit dem am 10. November und 19. Dezember 2003 in Beriin Unter- 
zeichneten Vertrag zwischen der Bundesrepubiik Deutschiand und 
der Repubiik Österreich wird das Ziei verfolgt, die grenzüberschrei- 
tende Zusammenarbeit im Bereich der polizeilichen Gefahrenabwehr 
und der Strafverfolgung zu intensivieren. Der Vertrag stellt dabei eine 
Vertiefung der Zusammenarbeit im Rahmen der bestehenden bi- und 
multilateralen Rechtsbeziehungen sowie der Übereinkommen und 
Rechtsakte im Rahmen der Europäischen Union dar. 

B. Lösung 

Durch den vorliegenden Gesetzentwurf sollen die Voraussetzungen 
nach Artikel 59 Abs. 2 Satz 1 des Grundgesetzes für die Ratifizierung 
des Vertrages vom 10. November und 19. Dezember 2003 geschaffen 
werden. 

C. Alternativen 


Keine 
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D. Finanzielle Auswirkungen 

1 . Haushaltsausgaben ohne Vollzugsaufwand 

Aufgrund der vereinbarten Datenübermittlungen können Haushalts- 
ausgaben ohne Vollzugsaufwand entstehen, die derzeit nicht beziffer- 
bar sind. 

2. Vollzugsaufwand 

Im Hinblick auf die Datenübermittlungen können Sach- und Personal- 
kosten entstehen, die derzeit nicht bezifferbar sind. 

E. Sonstige Kosten 

Sonstige Kosten, insbesondere für die Wirtschaft und die sozialen 
Sicherungssysteme, entstehen nicht. Auswirkungen auf die Einzel- 
preise und das Preisniveau, insbesondere auf das Verbraucherpreis- 
niveau, sind nicht zu erwarten, da Kosten für die private Wirtschaft 
und private Verbraucher nicht entstehen. 
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Bundesrepublik Deutschland 
DER Bundeskanzler 


Berlin, den Mai 2005 


An den 

Präsidenten des 
Deutschen Bundestages 
Herrn Wolfgang Thierse 
Platz der Republik 1 
11011 Berlin 


Sehr geehrter Herr Präsident, 

hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen 

Entwurf eines Gesetzes zu dem Vertrag vom 10. November und 
19. Dezember 2003 zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der 
Republik Österreich über die grenzüberschreitende Zusammenarbeit zur 
polizeilichen Gefahrenabwehr und in strafrechtlichen Angelegenheiten 

mit Begründung und Vorblatt. 

Ich bitte, die Beschlussfassung des Deutschen Bundestages herbeizufuhren. 

Federführend sind das Bundesministerium des Innern und das Bundesministerium 
der Justiz. 

Der Bundesrat hat in seiner 811. Sitzung am 27. Mai 2005 gemäß Artikel 76 
Absatz 2 des Grundgesetzes beschlossen, gegen den Gesetzentwurf keine 
Einwendungen zu erheben. 

Mit freundlichen Grüße p 
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Entwurf 

Gesetz 

zu dem Vertrag vom 10. November und 19. Dezember 2003 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der Republik Österreich 
über die grenzüberschreitende Zusammenarbeit zur polizeilichen 
Gefahrenabwehr und in strafrechtlichen Angelegenheiten 


Vom 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates das folgende Gesetz 
beschlossen: 


Artikel 1 

Dem in Berlin am 10. November und 19. Dezember 2003 Unterzeichneten 
Vertrag zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der Republik Österreich 
über die grenzüberschreitende Zusammenarbeit zur polizeilichen Gefahren- 
abwehr und in strafrechtlichen Angelegenheiten wird zugestimmt. Der Vertrag 
wird nachstehend veröffentlicht. 


Artikel 2 

(1) Dieses Gesetz tritt am Tag nach seiner Verkündung in Kraft. 

(2) Der Tag, an dem der Vertrag nach seinem Artikel 38 Abs. 1 in Kraft tritt, ist 
im Bundesgesetzblatt bekannt zu geben. 
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Begründung zum Vertragsgesetz 
Zu Artikel 1 

Auf den Vertrag findet Artikel 59 Abs. 2 Satz 1 des Grundgesetzes 
Anwendung, da er sich auf Gegenstände der Bundesgesetzgebung 
bezieht. 

Die Zustimmung des Bundesrates ist nach Artikel 84 Abs. 1 des Grund- 
gesetzes erforderlich, weil der Vertrag im Bereich der Gefahrenabwehr 
auch das Verwaltungsverfahren von Landesbehörden regelt. 

Zu Artikel 2 

Die Bestimmung des Absatzes 1 entspricht dem Erfordernis des Arti- 
kels 82 Abs. 2 Satz 1 des Grundgesetzes. Nach Absatz 2 ist der Zeit- 
punkt, zu dem der Vertrag nach seinem Artikel 38 Abs. 1 in Kraft tritt, im 
Bundesgesetzblatt bekannt zu geben. 

Schlussbemerkungen 

Auswirkungen auf die Einzelpreise und das Preisniveau, insbesondere 
auf das Verbraucherpreisniveau, sind nicht zu erwarten, da Kosten für 
die private Wirtschaft und private Verbraucher nicht entstehen. 


Deutscher Bundestag - 15. Wahlperiode 


- 7 - 


Drucksache 15/5568 


Vertrag 

zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Republik Österreich 

über die grenzüberschreitende Zusammenarbeit zur polizeilichen 
Gefahrenabwehr und in strafrechtlichen Angelegenheiten 


Die Bundesrepublik Deutschland 
und 

die Republik Österreich - 

im Bestreben, durch partnerschaftliche Zusammenarbeit der 
internationalen Kriminalität sowie grenzüberschreitenden Ge- 
fahren wirksamer zu begegnen, 

in Ergänzung 

- des Übereinkommens vom 19. Juni 1990 zur Durchführung 
des Übereinkommens von Schengen vom 14. Juni 1985 be- 
treffend den schrittweisen Abbau der Kontrollen an den 
gemeinsamen Grenzen (im Folgenden als „SDÜ“ bezeichnet) 
sowie des darauf aufbauenden, in die Europäische ünion 
überführten Schengener Besitzstandes, 

- des Europäischen Übereinkommens vom 20. April 1959 über 
die Rechtshilfe in Strafsachen, 

- des Zusatzprotokolls vom 17. März 1978 zum Europäischen 
Rechtshilfeübereinkommen, 

- des Abkommens vom 23. Dezember 1988 zwischen der Bun- 
desrepublik Deutschland und der Republik Österreich über 
die gegenseitige Hilfeleistung bei Katastrophen oder schwe- 
ren ünglücksfällen - 

sind wie folgt übereingekommen: 

Teil I 

Vertragsgegenstand, Verhältnis 
zu sonstigen Regelungen, Behörden 

Artikel 1 

Vertragsgegenstand 

Die Vertragsstaaten verstärken die Zusammenarbeit bei der 
Abwehr von Gefahren für die öffentliche Sicherheit oder örd- 
nung, insbesondere der vorbeugenden Bekämpfung von Straf- 
taten, sowie bei der Verfolgung von Straftaten. 

Artikel 2 

Verhältnis zu sonstigen Regelungen 

(1) Soweit dieser Vertrag nicht ausdrücklich etwas anderes 
bestimmt, erfolgt die Zusammenarbeit im Rahmen des jewei- 
ligen innerstaatlichen Rechts der Vertragsstaaten sowie der 
internationalen Verpflichtungen der Vertragsstaaten. 

(2) Die innerstaatlichen ünterrichtungspflichten gegenüber 
der jeweiligen nationalen polizeilichen Zentralstelle sowie das 
Verfahren der internationalen Zusammenarbeit auf dem Gebiet 
der Kriminalitätsbekämpfung durch nationale Zentralstellen, ins- 
besondere im Rahmen der Internationalen Kriminalpolizeilichen 
örganisation (IKPÖ-Interpol), bleiben von diesem Vertrag un- 
berührt. 


Artikel 3 

Behörden, Grenzgebiete 

(1) Behörden im Sinne dieses Vertrages sind 
auf Seiten der Bundesrepublik Deutschland 

- die Polizeivollzugsbehörden des Bundes und der Länder (im 
Folgenden: Polizeibehörden) sowie 

- die Staatsanwaltschaften und Gerichte (im Folgenden: Justiz- 
behörden), 

auf Seiten der Republik Österreich 

- der Bundesminister für Inneres, die Sicherheitsdirektionen, 
die Bundespolizeidirektionen und außerhalb des Wirkungs- 
bereiches der Bundespolizeidirektionen die Bezirksverwal- 
tungsbehörden (im Folgenden: Polizeibehörden) sowie 

- der Bundesminister für Justiz, die Staatsanwaltschaften und 
Gerichte (im Folgenden: Justizbehörden). 

(2) Grenzgebiete im Sinne dieses Abkommens sind 
in der Bundesrepublik Deutschland 

- in Baden-Württemberg die Regierungsbezirke Freiburg, Stutt- 
gart und Tübingen, 

- in Bayern die Regierungsbezirke Schwaben, öberbayern und 
Niederbayern, 

in der Republik Österreich 

- die örtlichen Zuständigkeitsbereiche der Sicherheitsdirektio- 
nen für die Bundesländer Vorarlberg, Tirol, Salzburg und 
öberösterreich. 

Als Grenzgebiet gilt auch ein Eisenbahnzug auf dem Strecken- 
abschnitt von der Staatsgrenze bis zum ersten fahrplanmäßigen 
Anhaltebahnhof. Entsprechendes gilt für Tagesausflugsschiffe 
bis zur nächsten Anlegestelle. 

(3) Die Behörden der Vertragsstaaten unterrichten einander 
über die jeweilige innerstaatliche Zuständigkeitsverteilung hin- 
sichtlich der grenzüberschreitenden Zusammenarbeit und über 
Änderungen in der Bezeichnung der Behörden. 


Teil II 

Allgemeine Formen der Zusammenarbeit 

Artikel 4 

Allgemeine Kooperationsmaßnahmen 

Die Behörden der Vertragsstaaten ergreifen im Rahmen ihrer 
jeweiligen Zuständigkeiten alle zur Verstärkung ihrer Zusam- 
menarbeit geeigneten Maßnahmen. Insbesondere sorgen die 
Behörden für 

1. eine Intensivierung des Informationsaustausches und der 
Kommunikationsstrukturen, indem sie 
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- einander Informationen über Sachverhalte, Täterverbin- 
dungen und typisches Täterverhalten ohne Angaben per- 
sonenbezogener Daten mitteilen, 

- zum Zwecke der Abwehr von Gefahren für die öffentliche 
Sicherheit oder Ordnung einander direkt auch über 
bevorstehende polizeilich relevante Ereignisse und 
Aktionen ohne Angaben personenbezogener Daten 
möglichst so rechtzeitig unterrichten, dass die erforder- 
lichen Maßnahmen zeitgerecht getroffen werden können, 

- sich gegenseitig bedeutsame Informationen, mit Aus- 
nahme personenbezogener Daten, für die Einsatzpla- 
nung im täglichen Dienst und für besondere Anlässe mit- 
teilen und dazu vorsorglich auch Erkenntnisse über 
Ereignisse übermitteln, deren Auswirkungen auf das 
Hoheitsgebiet des jeweils anderen Vertragsstaates über- 
greifen können, 

- gemeinsame Verzeichnisse mit Angaben über Zuständig- 
keiten und Erreichbarkeiten erstellen und diese jeweils 
aktualisieren, 

- bis zur Umstellung auf europäisch einheitliche Aus- 
stattungen und Frequenzen Funkverbindungen auch 
durch Austausch von Geräten halten und zur Verbesse- 
rung der Telekommunikationsmöglichkeiten, insbeson- 
dere des Funkverkehrs entlang der Grenze, gemeinsam 
Vorschläge für eine kostengünstige Realisierung erarbei- 
ten; 

2. eine Intensivierung der Kooperation bei Einsätzen und 

Ermittlungen zur Verfolgung von Straftaten sowie zur Gefah- 
renabwehr, indem sie 

- die Kräfte in den gegenüberliegenden Grenzgebieten 
möglichst nach abgestimmter Planung einsetzen, 

- bei Bedarf gemeinsame Einsatzleitungen und Befehls- 
stellen bilden, 

- bei Bedarf gemeinsame Einsatzgruppen nach Maßgabe 
des Artikels 19 bilden, 

- bei Bedarf gemeinsame Ermittlungsgruppen nach Maß- 
gabe des Rahmenbeschlusses des Rates der Europäi- 
schen Union vom 13. Juni 2002 über gemeinsame 
Ermittlungsgruppen bilden, 

- bei Bedarf gemeinsame Programme zur vorbeugenden 
Bekämpfung von Straftaten planen und durchführen, 

- regelmäßig und bei Bedarf Besprechungen durchführen, 
um die Qualität der Zusammenarbeit zu überprüfen, 
neue Strategien zu erörtern, Einsatz-, Fahndungs- und 
Streifenpläne abzustimmen, statistische Daten auszu- 
tauschen und Arbeitsprogramme zu koordinieren, 

- sich nach Absprache der zuständigen Stellen gegensei- 
tig Hospitationen ermöglichen, 

- Vertreter des anderen Vertragsstaates zur Teilnahme an 
besonderen Einsätzen als Beobachter einladen. 


Artikel 5 

Zusammenarbeit 
bei der Aus- und Fortbildung 

Zur Verstärkung der Zusammenarbeit im Bereich der Aus- 
und Fortbildung stellen die zuständigen Stellen der Vertrags- 
staaten einander nach Absprache Lehrpläne für die Aus- und 
Fortbildung zur Verfügung, schaffen die Möglichkeiten zur Teil- 
nahme von Bediensteten des jeweils anderen Vertragsstaates 
an solchen Veranstaltungen, erarbeiten gemeinsame Program- 
me für die Fortbildung und führen gemeinsame grenzüber- 
schreitende Seminare und Übungen durch. 


Artikel 6 

Unterstellung von 
Beamten der Polizeibehörden 

(1) Bei dringendem Bedarf können zur Abwehr von Gefahren 
für die öffentliche Sicherheit oder Ordnung sowie zur Verfolgung 
von Straftaten Beamte der Polizeibehörden des einen Vertrags- 
staates den zuständigen Stellen des anderen Vertragsstaates 
ausnahmsweise zur Wahrnehmung polizeilicher Vollzugsauf- 
gaben einschließlich hoheitlicher Befugnisse unterstellt werden. 

(2) Die Unterstellung setzt voraus, dass zwischen den zu- 
ständigen Stellen beider Vertragsstaaten Einvernehmen herge- 
stellt wird. 

(3) Bei der Abwehr von Gefahren für die öffentliche Sicherheit 
oder Ordnung liegt ein dringender Bedarf im Sinne von Absatz 1 
insbesondere vor, wenn der Erfolg einer erforderlichen polizei- 
lichen Maßnahme ohne einen Einsatz von Beamten gemäß 
Absatz 1 vereitelt oder ernsthaft gefährdet würde, bei der Verfol- 
gung von Straftaten, wenn ohne den Einsatz von Beamten 
gemäß Absatz 1 die Ermittlungen aussichtslos oder wesentlich 
erschwert wären. 

(4) Die nach Absatz 1 unterstellten Beamten dürfen nur unter 
der Leitung und in der Regel in Anwesenheit von Beamten des 
anderen Vertragsstaates hoheitlich tätig werden. Sie sind dabei 
an das Recht des anderen Vertragsstaates gebunden. Das Han- 
deln der unterstellten Beamten ist dem Vertragsstaat zuzurech- 
nen, dem sie unterstellt worden sind. 

Artikel 7 

Zusammenarbeit auf Ersuchen 

(1) Die Behörden der Vertragsstaaten leisten einander im 
Rahmen ihrer jeweiligen Zuständigkeiten auf Ersuchen Hilfe. 

(2) Die Polizeibehörden leisten einander nach Maßgabe des 
Artikels 39 Absatz 1 Satz 1 SDÜ Hilfe insbesondere durch: 

- Eigentümer- und Halterfeststellungen sowie Fahrer- und Füh- 
rerermittiungen bei Straßen-, Wasser- und Luftfahrzeugen, 

- Auskünfte zu Führerscheinen, Schifferpatenten und vergleich- 
baren Berechtigungen, 

- Aufenthalts- und Wohnsitzfeststellungen, 

- Feststellungen zu Aufenthaltstiteln, 

- Feststellung von Telefonanschlussinhabern und Inhabern 
sonstiger Telekommunikationseinrichtungen, 

- Identitätsfeststellungen, 

- Ermittlungen zur Herkunft von Sachen, beispielsweise bei 
Waffen, Kraftfahrzeugen und Wasserfahrzeugen {Verkaufswe- 
geanfragen), 

- polizeiliche Erkenntnisse aus Datensammlungen und polizei- 
lichen Unterlagen sowie Auskünfte aus öffentlich zugängli- 
chen behördlichen Datensammlungen, 

- Rauschgift-, Waffen- und Sprengstoffsofortmeldungen sowie 
Meldungen von Geld- und Wertzeichenfälschungen, 

- Informationen zur praktischen Durchführung grenzüberschrei- 
tender Observationsmaßnahmen, grenzüberschreitender 
Nacheile und kontrollierter Lieferungen, 

- Feststellung der Aussagebereitschaft einer Auskunftsperson, 

- polizeiliche Befragungen und Vernehmungen, 

- Spurenabklärungen und 

- Abstimmung und Einleitung erster Fahndungsmaßnahmen. 

(3) Ist die ersuchte Behörde für die Erledigung des Ersuchens 
unzuständig, leitet sie das Ersuchen an die zuständige Behörde 
weiter. Dies gilt auch dann, wenn die zuständige Behörde eine 
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Justizbehörde ist. Die ersuchte Behörde unterrichtet die ersu- 
chende Behörde über die Weiterleitung und die für die Erle- 
digung des Ersuchens zuständige Behörde. Die zuständige 
Behörde erledigt das Ersuchen und übermittelt das Ergebnis an 
die ersuchende Behörde zurück. 

(4) Ersuchen der Polizeibehörden nach den Absätzen 1 und 2 
werden über die nationalen polizeilichen Zentralstellen der 
Vertragsstaaten übermittelt und erledigt. Unbeschadet des Sat- 
zes 1 können Ersuchen über den in Artikel 39 Absatz 3 Satz 2 
SDÜ geregelten Fall hinaus unmittelbar zwischen den zuständi- 
gen Polizeibehörden übermittelt und erledigt werden, soweit 

1 . sich der grenzüberschreitende Dienstverkehr auf Straftaten 
bezieht, bei denen der Schwerpunkt der Tat und ihrer Verfol- 
gung in den Grenzgebieten im Sinne von Artikel 3 Absatz 2 
liegt, oder 

2. eine direkte Zusammenarbeit aufgrund von tat- oder täter- 
bezogenen Zusammenhängen im Rahmen abgrenzbarer 
Fallgestaltungen zweckmäßig ist und das Einvernehmen der 
jeweiligen nationalen Zentralstellen vorliegt. 

Artikel 39 Absatz 3 Satz 3 SDÜ findet keine Anwendung. Die 
Zentralstelle ist zu unterrichten, soweit eine Benachrichtigung 
nach Maßgabe des innerstaatlichen Rechts vorgesehen ist. 

(5) Artikel 39 Absatz 2 SDÜ findet keine Anwendung. 


Teil III 

Besondere Formen der Zusammenarbeit 
in strafrechtlichen Angelegenheiten 

Artikel 8 
Ersuchen um 

Beweissicherung bei Gefahr im Verzug 

(1) Bei Gefahr im Verzug können nach Maßgabe des inner- 
staatlichen Rechts Ersuchen um Spuren- und Beweissicherung 
einschließlich der Durchführung von körperlichen Untersuchun- 
gen sowie um Durchsuchung und Beschlagnahme durch die 
Staatsanwaltschaft und die nach innerstaatlichem Recht inso- 
weit anordnungsbefugten Vollzugsbeamten gestellt werden. Die 
Ersuchen sind unmittelbar an die zuständige Justiz- oder Poli- 
zeibehörde zu richten. 

(2) Die Erledigung des Ersuchens einschließlich der Prüfung, 
ob die Voraussetzungen der Gefahr im Verzug gegeben sind, 
richtet sich nach dem Recht des ersuchten Vertragsstaates. 

(3) Ist das Ersuchen nach Absatz 1 nicht von einer Justiz- 
behörde gestellt worden, ist die zuständige Justizbehörde 
unverzüglich über die Stellung des Ersuchens einschließlich der 
besonderen Umstände des Falles, die auf Gefahr im Verzug 
schließen lassen, zu unterrichten. 

(4) Soweit das Recht des ersuchten Vertragsstaates für die 
Anordnung oder Aufrechterhaltung der Maßnahme im ersuchten 
Vertragsstaat eine richterliche Anordnung erfordert, wird eine 
Anordnung oder Erklärung des nach dem Recht des ersuchen- 
den Vertragsstaates zuständigen Gerichts unverzüglich durch 
den ersuchenden Vertragsstaat nachgereicht. Die Vertragsstaa- 
ten unterrichten einander über die maßgeblichen Vorschriften 
ihres innerstaatlichen Rechts. 

(5) Die Übermittlung der Ergebnisse der durchgeführten Maß- 
nahmen an den ersuchenden Vertragsstaat bedarf eines förm- 
lichen Rechtshilfeersuchens der zuständigen Justizbehörde. Ist 
die Übermittlung der Ergebnisse der durchgeführten Maßnah- 
men eilbedürftig, kann die ersuchte Behörde die Ergebnisse 
unmittelbar an die ersuchende Behörde übermitteln. Ist die er- 
suchte Behörde keine Justizbehörde, bedarf die Übermittlung 
der Ergebnisse der vorherigen Zustimmung der zuständigen 
Justizbehörde. 


Artikel 9 

Ersuchen um körperliche Untersuchung 

(1) Soweit das Recht des ersuchten Vertragsstaates es 
zulässt, leisten die Vertragsstaaten einander Rechtshilfe durch 
körperliche Untersuchung des Beschuldigten sowie sonstiger 
Personen. 

(2) Ersuchen nach Absatz 1 werden nur bewilligt, wenn 

1. die Untersuchung zur Feststellung verfahrenserheblicher 
Tatsachen erforderlich ist und in angemessenem Verhältnis 
zur Schwere der Tat steht, 

2. eine Untersuchungsanordnung einer nach innerstaatlichem 
Recht zuständigen Stelle des ersuchenden Vertragsstaates 
vorgelegt wird oder aus einer Erklärung einer solchen Stelle 
hervorgeht, dass die Voraussetzungen der körperlichen 
Untersuchung vorlägen, wenn sich der Beschuldigte oder 
die sonstige Person im Hoheitsgebiet des ersuchenden Ver- 
tragsstaates befände, und 

3. der ersuchende Vertragsstaat im Ersuchen angibt, ob an 
dem gewonnenen Material im ersuchenden Vertragsstaat 
molekulargenetische Untersuchungen vorgenommen wer- 
den sollen. 


Artikel 10 

Übermittlung und Abgleich 
von DNA-Profilen und -Identifizierungsmustern 
sowie anderem erkennungsdienstlichem Material 

(1) Im Zuge eines laufenden Ermittlungs- oder Strafverfah- 
rens sowie bei vermissten Personen oder unbekannten Leichen 
leisten die zuständigen Steilen der Vertragsstaaten in Überein- 
stimmung mit ihrem jeweiligen innerstaatlichen Recht einander 
Amts- und Rechtshilfe durch Abgleich von DNA-Profilen und 
-Identifizierungsmustern. Die Erkenntnisse aus dem Abgleich 
werden den zuständigen Stellen des ersuchenden Vertragsstaa- 
tes so schnell wie mögiich mitgeteilt. Hierbei findet das Interpol- 
DNA-Datenformular in der jeweils gültigen Fassung Verwen- 
dung. Sollten Auftypisierungen des biologischen Materials zur 
Erhöhung der biostatistischen Aussagekraft für erforderlich 
erachtet werden, wird der ersuchte Vertragsstaat, soweit mög- 
lich und verhältnismäßig, diese Auftypisierung des biologischen 
Materials veranlassen. Die dadurch anfallenden Kosten werden 
dem ersuchten Vertragsstaat erstattet. 

(2) Hat der Abgleich nach Absatz 1 keinen Treffer ergeben, 
speichert der ersuchte Vertragsstaat das nach Absatz 1 für Zwe- 
cke des Abgleichs übermittelte DNA-Profil oder -Identifizie- 
rungsmuster nach Maßgabe seines innerstaatlichen Rechts in 
seiner Datenbank, wenn der ersuchende Vertragsstaat hierum 
ersucht. 

(3) Liegt kein DNA-Profil oder -Identifizierungsmuster einer im 
ersuchten Vertragsstaat aufhältigen bestimmten Person vor, 
leistet der ersuchte Vertragsstaat Amts- und Rechtshilfe durch 
die Gewinnung und Untersuchung molekulargenetischen Mate- 
rials von dieser Person sowie die Übermittlung des gewonnenen 
DNA-Profils oder -Identifizierungsmusters, wenn 

1. der ersuchende Vertragsstaat mitteilt, zu welchem Zweck 
dies erforderlich ist, 

2. der ersuchende Vertragsstaat eine nach seinem Recht erfor- 
derliche Untersuchungsanordnung oder -erklärung der 
zuständigen Stelle vorlegt, aus der hervorgeht, dass die 
Voraussetzungen für die Gewinnung und Untersuchung 
molekulargenetischen Materials vorlägen, wenn sich die 
bestimmte Person im Hoheitsgebiet des ersuchenden Ver- 
tragsstaates befände, und 

3. die Voraussetzungen für die Gewinnung und Untersuchung 
molekulargenetischen Materials nach dem Recht des 
ersuchten Vertragsstaates vorliegen. 
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Die dadurch anfallenden Kosten werden dem ersuchten Ver- 
tragsstaat erstattet. 

(4) Ersuchen können auch durch die zuständigen Polizei- 
behörden beider Vertragsstaaten übermittelt und auf demselben 
Weg beantwortet werden. 

Artikel 1 1 

Grenzüberschreitende Observation 

Für grenzüberschreitende Observationen gilt Artikel 40 SDÜ 
mit folgenden Ergänzungen: 

1. Im Rahmen eines Ermittlungsverfahrens können die 
zuständigen Beamten auch eine Person observieren, bei 
der ernsthaft anzunehmen ist, dass sie zur Identifizierung 
oder Auffindung der Person führen kann, die im Verdacht 
steht, an einer auslieferungsfähigen Straftat beteiligt zu 
sein. Satz 1 ist auch in den Fällen anwendbar, in denen 
wegen der besonderen Eilbedürftigkeit der Angelegenheit 
die vorherige Zustimmung des anderen Vertragsstaates 
nicht eingeholt werden kann. Unbeschadet der Regelung in 
Nummer 9 richtet sich das weitere Verfahren nach Artikel 40 
Absatz 2 SDÜ. 

2. Eine grenzüberschreitende Observation ist auch zum Zwe- 
cke der Vollstreckung einer rechtskräftig verhängten frei- 
heitsentziehenden Sanktion zulässig, wenn zu erwarten ist, 
dass die noch zu vollstreckende freiheitsentziehende Sank- 
tion oder die Summe der noch zu vollstreckenden freiheits- 
entziehenden Sanktionen mindestens vier Monate beträgt. 

3. In der Bundesrepublik Deutschland sind Ersuchen an die 
Staatsanwaltschaft bei dem Landgericht zu richten und 
direkt zu übermitteln, in deren Zuständigkeitsbereich der 
Grenzübertritt voraussichtlich erfolgen soll. Sofern bekannt 
ist, dass eine andere als die in Satz 1 bezeichnete Staats- 
anwaltschaft in derselben Sache bereits ein Verfahren führt, 
ist das Ersuchen an diese Staatsanwaltschaft zu richten. 

4. In der Republik Österreich sind Ersuchen an denjenigen 
Gerichtshof erster Instanz als Bewilligungsbehörde zu rich- 
ten und direkt zu übermitteln, in dessen Sprengel die Gren- 
ze voraussichtlich überschritten wird. 

5. Die Übermittlung kann auch über die nationalen Zentral- 
stellen oder über die einsatzführenden Polizeibehörden 
erfolgen. 

6. Eine Kopie des Ersuchens ist außer den nationalen Zentral- 
stellen gleichzeitig zuzuleiten 

in der Bundesrepublik Deutschland 

- der Landesjustizverwaltung Baden-Württemberg und 
der Landesjustizverwaltung Bayern, soweit diese nicht 
allgemein oder im Einzelfall auf eine Übersendung der 
Kopie verzichten, 

- dem Landeskriminalamt Baden-Württemberg in Stutt- 
gart und dem Bayerischen Landeskriminalamt in Mün- 
chen, 

- dem Zollkriminalamt in Köln, 

soweit jeweils der örtliche Zuständigkeitsbereich der vor- 
genannten Behörden und im Falle des Zollkriminalamtes 
auch dessen sachliche Zuständigkeit betroffen ist, 

in der Republik Österreich 

- dem Gerichtshof erster Instanz, in dessen Sprengel die 
Grenze voraussichtlich überschritten wird, 

- den Sicherheitsdirektionen für die Bundesländer Vorarl- 
berg, Tirol, Salzburg und Oberösterreich, 

- den für die Bundesländer Vorarlberg, Tirol, Salzburg und 
Oberösterreich in Zollsachen zuständigen Finanzstraf- 
behörden I. Instanz (Zollfahndungen), 


soweit jeweils der örtliche Zuständigkeitsbereich der vorge- 
nannten Behörden und im Falle der Fi nanzstraf behörden 
auch deren sachliche Zuständigkeit betroffen ist. 

7. Der Grenzübertritt ist in Fällen einer Observation nach Arti- 
kel 40 Absatz 2 Satz 1 SDÜ zunächst unverzüglich mitzutei- 
len 

in der Bundesrepublik Deutschland 

- dem Landeskriminalamt Baden-Württemberg in Stutt- 
gart und dem Bayerischen Landeskriminalamt in Mün- 
chen, 

- dem Grenzschutzpräsidium Süd und 

- den Bundesgrenzschutzämtern Stuttgart und München, 

soweit jeweils der örtliche Zuständigkeitsbereich der vor- 
genannten Behörden betroffen ist, 

in der Republik Österreich 

- den Sicherheitsdirektionen für die Bundesländer Vorarl- 
berg, Tirol, Salzburg und öberösterreich, 

soweit jeweils der örtliche Zuständigkeitsbereich der vor- 
genannten Behörden betroffen ist. 

Die ünterrichtung nach Artikel 40 Absatz 2 Satz 1 Buch- 
stabe a in Verbindung mit Absatz 5 SDÜ erfolgt unverzüg- 
lich durch die in Satz 1 genannten Stellen. Das nachträg- 
liche Ersuchen nach Artikel 40 Absatz 2 Satz 1 Buchstabe b 
SDÜ wird entsprechend den Nummern 4 bis 6 übermittelt. 

8. Die Bewilligung der grenzüberschreitenden öbservation 
erstreckt sich auf das gesamte Hoheitsgebiet des bewilli- 
genden Vertragsstaates. 

9. Eine grenzüberschreitende öbservation nach Artikel 40 
Absatz 2 SDÜ zur Strafverfolgung ist auch bei Verdacht 
einer nicht in Artikel 40 Absatz 7 SDÜ angeführten Straftat 
zulässig, sofern es sich nach dem Recht des ersuchten Ver- 
tragsstaates um eine auslieferungsfähige Straftat handelt. 

10. Änderungen der Zuständigkeiten nach den Nummern 4 
bis 8 werden dem anderen Vertragsstaat mitgeteilt. 

1 1 . Wird die observierte Person auf frischer Tat bei der Bege- 
hung einer nach dem Recht des Vertragsstaates, auf des- 
sen Hoheitsgebiet die öbservation fortgesetzt wird, auslie- 
ferungsfähigen Straftat betroffen, dürfen die observieren- 
den Beamten, die unter der Leitung des ersuchten Ver- 
tragsstaates tätig sind, die Person festhalten. Die fest- 
gehaltene Person darf im Hinblick auf ihre Vorführung vor 
die zuständige Behörde des ersuchten Vertragsstaates 
lediglich einer Sicherheitsdurchsuchung unterzogen wer- 
den. Ihr dürfen während der Beförderung Handfesseln 
angelegt werden. Die von der verfolgten Person mitgeführ- 
ten Gegenstände dürfen bis zum Eintreffen von Beamten 
der zuständigen Behörde des ersuchten Vertragsstaates 
vorläufig sichergestellt werden. Straftat im Sinne des Sat- 
zes 1 ist auch die strafbare Teilnahme an einer Straftat. 

12. Erforderliche technische Mittel dürfen von den Beamten 
des einen Vertragsstaates auch auf dem Hoheitsgebiet des 
anderen Vertragsstaates eingesetzt werden, soweit dies 
nach dessen innerstaatlichem Recht zulässig ist und der 
sachleitende Beamte des Vertragsstaates, auf dessen 
Hoheitsgebiet die technischen Mittel eingesetzt werden 
sollen, ihrem Einsatz im Einzelfall zugestimmt hat. Die Ver- 
tragsstaaten unterrichten einander über die im Einzelfall 
mitgeführten technischen Mittel. 

13. Das Betreten von Wohnungen und öffentlich nicht zugäng- 
lichen Grundstücken ist nicht zulässig. Öffentlich zugäng- 
liche Arbeite-, Betriebs- und Geschäftsräume dürfen wäh- 
rend der Arbeite-, Betriebs- und Geschäftszeiten betreten 
werden. 
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Artikel 12 
Nacheile 

(1) Für die grenzüberschreitende Nacheile gilt Artikel 41 SDÜ 
mit folgenden Ergänzungen: 

1 . Außer zu den in Artikel 41 Absatz 1 SDÜ genannten Zwecken 
ist eine grenzüberschreitende Nacheile im Rahmen des 
jeweils geltenden innerstaatlichen Rechts der Vertragsstaa- 
ten auch bei der Verfolgung von Personen zulässig, die sich 
innerhalb einer Entfernung von höchstens 150 Kilometern 
bis zur Grenze einer Kontrolle zum Zweck der Fahndung 
nach Personen entziehen, die der Begehung einer ausliefe- 
rungsfähigen Straftat verdächtig sind oder zu einer freiheits- 
entziehenden Sanktion verurteilt worden sind, derentwegen 
eine Auslieferung zulässig erscheint. 

2. Die Nacheile findet auch über die Luft- und Wassergrenzen 
statt. 

3. Die nacheilenden Beamten üben das Recht der Nacheile zu 
den in Nummer 1 und in Artikel 41 Absatz 1 SDÜ genannten 
Zwecken auf dem Floheitsgebiet des anderen Vertragsstaa- 
tes ohne räumliche oder zeitliche Begrenzung für alle auslie- 
ferungsfähigen Straftaten unter Einräumung des Festhalte- 
rechts nach Artikel 41 Absatz 2 Buchstabe b SDÜ aus. 

4. Artikel 1 1 Nummer 2 gilt entsprechend. 

5. Das Betreten von Wohnungen und öffentlich nicht zugäng- 
lichen Grundstücken ist nicht zulässig. Öffentlich zugäng- 
liche Arbeite-, Betriebs- und Geschäftsräume dürfen wäh- 
rend der Arbeite-, Betriebs- und Geschäftszeiten betreten 
werden. 

(2) Im Falle einer grenzüberschreitenden Nacheile sind zu 
benachrichtigen 

in der Bundesrepublik Deutschland 

- in Baden-Württemberg die Wasserschutzpolizeiinspektion 
Bodensee und die Polizeidirektion Friedrichshafen, das 
Grenzschutzpräsidium Süd, die Bundesgrenzschutzämter 
Stuttgart und Weil am Rhein, 

- in Bayern die WasserschutzpolizeidirektionAA/asserschutz- 
polizeistation Passau (Donau), die Polizeidirektionen Kempten 
im Allgäu, Weilheim, Rosenheim, Traunstein und Passau 
(Donau), das Grenzschutzpräsidium Süd und das Bundes- 
grenzschutzamt München, 

- sowie das Zollkriminalamt, 

soweit jeweils der örtliche Zuständigkeitsbereich der vor- 
genannten Behörden und im Falle des Zollkriminalamtes auch 
dessen sachliche Zuständigkeit betroffen ist; 

in der Republik Österreich 

- die Sicherheitsdirektionen für die Bundesländer Vorarlberg, 
Tirol, Salzburg und öberösterreich, 

- die für die Bundesländer Vorarlberg, Tirol, Salzburg und öber- 
österreich in Zollsachen zuständigen Finanzstrafbehörden 
I. Instanz (Zollfahndungen), 

soweit jeweils der örtliche Zuständigkeitsbereich der vor- 
genannten Behörden und im Falle der Fi nanzstraf behörden auch 
deren sachliche Zuständigkeit betroffen ist. 

Änderungen dieser Zuständigkeiten werden dem anderen Ver- 
tragsstaat schriftlich mitgeteilt. 

Artikel 13 

Kontrollierte Lieferung 

(1) Auf Ersuchen kann der ersuchte Vertragsstaat die kontrol- 
lierte Einfuhr in sein Hoheitsgebiet, die kontrollierte Durchfuhr 
oder die kontrollierte Ausfuhr, insbesondere bei unerlaubtem 


Handel mit Betäubungsmitteln, Waffen, Sprengstoffen, Falsch- 
geld, Diebesgut und Hehlerware sowie bei Geldwäsche, bewilli- 
gen, wenn der ersuchende Vertragsstaat darlegt, dass ohne 
diese Maßnahme die Ermittlung von Hinterleuten und anderen 
Tatbeteiligten oder die Aufdeckung von Verteilerwegen aus- 
sichtslos oder wesentlich erschwert würde. 

(2) Die Bewilligung erstreckt sich auf das gesamte Hoheits- 
gebiet des ersuchten Vertragsstaates. Die Durchführung der 
kontrollierten Lieferung richtet sich nach den Bestimmungen 
dieses Vertrages und, soweit in dem Vertrag keine Regelungen 
getroffen werden, nach dem innerstaatlichen Recht des ersuch- 
ten Vertragsstaates. 

(3) Die kontrollierte Lieferung kann nach Absprache zwischen 
den Vertragsstaaten abgefangen und derart zur Weiterbeförde- 
rung freigegeben werden, dass sie unangetastet bleibt, entfernt 
oder ganz oder teilweise ersetzt wird. Wenn von der Ware ein 
besonderes Risiko für die an der Lieferung beteiligten Personen 
oder für die Allgemeinheit ausgeht, kann der ersuchte Vertrags- 
staat das Ersuchen unter weiteren Bedingungen bewilligen oder 
es ablehnen. 

(4) Vorbehaltlich einer Vereinbarung nach Absatz 5 über- 
nimmt der ersuchte Vertragsstaat die Kontrolle der Lieferung 
beim Grenzübertritt oder an einem vereinbarten Übergabepunkt, 
um eine Kontrollunterbrechung zu vermeiden. Er stellt im weite- 
ren Verlauf der Lieferung deren ständige Überwachung in der 
Form sicher, dass er zu jeder Zeit die Möglichkeit des Zugriffs 
auf die Täter oder die Waren hat. Beamte des ersuchenden Ver- 
tragsstaates können in Absprache mit dem ersuchten Vertrags- 
staat die kontrollierte Lieferung nach der Übernahme zusammen 
mit den übernehmenden Beamten des ersuchten Vertragsstaa- 
tes weiter begleiten. 

(5) Abweichend von Absatz 4 Satz 3 können die zuständigen 
Behörden der Vertragsstaaten im Einzelfall vereinbaren, dass 
Beamte des ersuchenden Vertragsstaates mit dem ersuchten 
Vertragsstaat die Maßnahme unter der Sachleitung eines an- 
wesenden Beamten des ersuchten Vertragsstaates auf dessen 
Hoheitsgebiet durchführen, soweit im Zeitpunkt der Stellung des 
Ersuchens nach Absatz 1 aufgrund bestimmter Tatsachen 
Anlass zu der Annahme besteht, dass die kontrollierte Lieferung 
spätestens 48 Stunden nach Verbringung in das Hoheitsgebiet 
des ersuchten Vertragsstaates aus diesem in das Hoheitsgebiet 
des ersuchenden Vertragsstaates verbracht werden wird, oder 
soweit der ersuchte Vertragsstaat erklärt, dass er die Maßnahme 
aus zwingenden Gründen nicht durchführen kann. Die in Satz 1 
genannten Tatsachen und Gründe sind in dem Ersuchen nach 
Absatz 1 anzugeben. Die Beamten des ersuchenden Vertrags- 
staates sind in jedem Falle an die Bestimmungen dieses Artikels 
und das Recht des ersuchten Vertragsstaates gebunden; sie 
haben die Anordnungen der Beamten des ersuchten Vertrags- 
staates zu befolgen. 

(6) Ersuchen um kontrollierte Lieferungen, die in einem Dritt- 
staat beginnen oder fortgesetzt werden, werden nur bewilligt, 
wenn die Erfüllung der Voraussetzungen nach den Absätzen 1 
und 2 auch vom Drittstaat gewährleistet ist. 

(7) Artikel 11 Nummern 8 und 11 bis 13 dieses Vertrages 
sowie Artikel 40 Absatz 3 Buchstaben a bis c, g und h SDÜ gel- 
ten entsprechend. 

(8) Ersuchen um kontrollierte Einfuhr und Durchfuhr sind an 
die in Artikel 1 1 Nummern 3 und 4 genannten Behörden zu rich- 
ten. Ersuchen um kontrollierte Ausfuhr sind zu richten 

- in der Bundesrepublik Deutschland an die Staatsanwalt- 
schaft, in deren Bezirk der Transport beginnt, 

- in der Republik Österreich an die nationale Zentralstelle oder 
unter gleichzeitiger ünterrichtung der nationalen Zentralstelle 
an die Staatsanwaltschaft, in deren Sprengel der Transport 
beginnt. 
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Artikel 14 

Verdeckte Ermittlungen 
zum Zwecke der Strafverfolgung 

(1) Auf Ersuchen kann der ersuchte Vertragsstaat die Durch- 
führung verdeckter Ermittlungen auf seinem Hoheitsgebiet 
durch Beamte des ersuchenden Vertragsstaates, die nach dem 
Recht des ersuchenden Vertragsstaates die Stellung eines ver- 
deckten Ermittlers haben, bewilligen, wenn der ersuchende Ver- 
tragsstaat darlegt, dass ohne diese Maßnahme die Aufklärung 
des Sachverhalts aussichtslos oder wesentlich erschwert 
würde. Die Bewilligung eines Ersuchens, mit der der Durchfüh- 
rung einer verdeckten Ermittlung zugestimmt wird, erstreckt 
sich auf das gesamte Hoheitsgebiet des ersuchten Vertrags- 
staates. 

(2) Die weiteren Voraussetzungen für verdeckte Ermittlungen, 
insbesondere die Bedingungen, unter denen verdeckte Ermittler 
eingesetzt werden, richten sich nach dem Recht des ersuchten 
Vertragsstaates. Der ersuchte Vertragsstaat kann ferner Maß- 
gaben für die Verwendung der im Wege einer verdeckten Ermitt- 
lung gewonnenen Erkenntnisse festlegen. Die Vertragsstaaten 
unterrichten einander über die jeweiligen Voraussetzungen für 
die Durchführung verdeckter Ermittlungen nach ihrem inner- 
staatlichen Recht. 

(3) Verdeckte Ermittlungen im Hoheitsgebiet des ersuchten 
Vertragsstaates beschränken sich auf einzelne, zeitlich begrenz- 
te Einsätze, die in dem Ersuchen nach Absatz 1 anzugeben sind. 
Ist bei Stellung des Ersuchens erkennbar, dass sich die verdeck- 
ten Ermittlungen über einen bestimmten Zeitraum erstrecken 
werden, können die verdeckten Ermittlungen zunächst für die 
Dauer von bis zu einem Monat bewilligt werden. Eine Verlänge- 
rung der Bewilligung, die mit einer Abänderung der ursprünglich 
erteilten Bewilligung verbunden sein kann, ist zulässig. Die 
voraussichtliche Dauer der verdeckten Ermittlungen ist in dem 
Ersuchen nach Absatz 1 ebenfalls anzugeben. Die Behörden 
des ersuchenden Vertragsstaates stimmen sich bei der Vor- 
bereitung des Einsatzes mit den zuständigen Behörden des 
ersuchten Vertragsstaates ab. 

(4) Die Leitung des Einsatzes obliegt einem Beamten des 
ersuchten Vertragsstaates; das Handeln der Beamten des er- 
suchenden Vertragsstaates ist dem ersuchten Vertragsstaat 
zuzurechnen. Der ersuchte Vertragsstaat kann jederzeit die 
Beendigung der verdeckten Ermittlungen verlangen. 

(5) Der ersuchte Vertragsstaat ergreift die erforderlichen Maß- 
nahmen, um den ersuchenden Vertragsstaat bei der Durchfüh- 
rung personell, logistisch und technisch zu unterstützen und um 
die Beamten des ersuchenden Vertragsstaates während ihres 
Einsatzes auf dem Hoheitsgebiet des ersuchten Vertragsstaates 
zu schützen. 

(6) Kann wegen besonderer Dringlichkeit ein Ersuchen nach 
Absatz 1 vor dem Grenzübertritt nicht gestellt werden und ist 
ernsthaft zu befürchten, dass ohne grenzüberschreitende ver- 
deckte Ermittlungen die Identität der eingesetzten Beamten auf- 
gedeckt würde, ist der Einsatz verdeckter Ermittler auf dem 
Hoheitsgebiet des anderen Vertragsstaates ausnahmsweise 
ohne vorherige Bewilligung zulässig, wenn im Übrigen die 
Voraussetzungen für den Einsatz verdeckter Ermittler auf dem 
Hoheitsgebiet des anderen Vertragsstaates vorliegen. Der Ein- 
satz ist unverzüglich der in Absatz 9 bezeichneten Behörde des 
anderen Vertragsstaates anzuzeigen. Ein Ersuchen, in dem auch 
die Gründe dargelegt werden, die einen Einsatz ohne vorherige 
Zustimmung rechtfertigen, ist unverzüglich nachzureichen. Das 
Tätigwerden des verdeckten Ermittlers hat sich in diesen Fällen 
auf das zur Aufrechterhaltung der Legende unumgänglich not- 
wendige Maß zu beschränken. 

(7) Artikel 8 Absätze 1 und 4 finden entsprechende Anwen- 
dung. 

(8) Zur Absicherung des Einsatzes erforderliche technische 
Mittel dürfen mitgeführt werden, es sei denn, der Vertragsstaat, 


auf dessen Hoheitsgebiet die verdeckte Ermittlung durchgeführt 
wird, widerspricht ausdrücklich. Im Übrigen gilt Artikel 11 Num- 
mer 12 entsprechend. 

(9) Das Ersuchen ist an die nationale Zentralstelle oder unter 
gleichzeitiger ünterrichtung der nationalen Zentralstelle an die 
Staatsanwaltschaft des ersuchten Vertragsstaates zu richten, 
die für die Anordnung oder Zustimmung zu einer verdeckten 
Ermittlung zuständig wäre, wenn die verdeckte Ermittlung von 
den Behörden des ersuchten Vertragsstaates durchgeführt wür- 
de. In den Fällen, in denen sich die verdeckten Ermittlungen in 
der Bundesrepublik Deutschland voraussichtlich auf die Grenz- 
gebiete nach Artikel 3 Absatz 2 beschränken werden, ist das 
Ersuchen in Kopie zusätzlich an die jeweils zuständigen Landes- 
kriminalämter Baden-Württemberg und Bayern bei gleichzeiti- 
ger ünterrichtung der nationalen Zentralstelle zu richten. 

(10) Über die Durchführung und Ergebnisse des Einsatzes 
verdeckter Ermittler werden die zuständigen Behörden des Ver- 
tragsstaates, auf dessen Hoheitsgebiet der Einsatz erfolgte, 
unverzüglich schriftlich unterrichtet. 

(1 1) Die Vertragsstaaten können einander verdeckte Ermittler 
zur Verfügung stellen, die im Auftrag und unter Leitung der 
zuständigen Behörde des jeweils anderen Vertragsstaates tätig 
werden. 


Artikel 15 

Informationsübermittlung 
zur Strafverfolgung ohne Ersuchen 

Die Behörden der Vertragsstaaten können einander im Einzel- 
fall ohne Ersuchen nach Maßgabe des innerstaatlichen Rechts 
Informationen einschließlich personenbezogener Daten mittei- 
len, soweit Anhaltspunkte dafür vorliegen, dass die Kenntnis der 
Informationen für die Verfolgung von Straftaten durch den Emp- 
fänger erforderlich ist. Der Empfänger ist verpflichtet, die Erfor- 
derlichkeit der übermittelten Daten zu überprüfen und nicht 
erforderliche Daten zu löschen, zu vernichten oder an die über- 
mittelnde Stelle zurück zu übermitteln sowie der übermittelnden 
Behörde Mitteilung zu machen, wenn sich die ünrichtigkeit der 
Informationen ergibt. 


Teii iV 

Besondere Formen der Zusammenarbeit 
zur poiizeilichen Gefahrenabwehr 

Artikel 16 

Observation zur polizeilichen Gefahrenabwehr 

(1) Im Rahmen des jeweils geltenden innerstaatlichen Rechts 
der Vertragsstaaten ist die grenzüberschreitende Observation 
zum Zwecke der Verhinderung einer auslieferungsfähigen Straf- 
tat ausnahmsweise zulässig 

1. mit vorheriger Zustimmung, wenn die zuständige Behörde 
des Vertragsstaates, auf dessen Gebiet sich die Observation 
erstrecken soll, erklärt, die Maßnahme nicht durchführen zu 
können, 

2. ohne vorherige Zustimmung bei besonderer Dringlichkeit. 

Die Observation ist nur zulässig, soweit ein Ersuchen nicht im 
Rahmen eines Ermittlungsverfahrens gestellt und der Zweck der 
Observation nicht durch die Übernahme der Amtshandlung 
durch Organe des anderen Vertragsstaates oder durch Bildung 
gemeinsamer Observationsgruppen erreicht werden kann. Die 
observierenden Beamten unterliegen der Leitung des Vertrags- 
staates, auf dessen Gebiet sich die Observation erstrecken soll. 

(2) Für Observationen nach Absatz 1 gelten folgende Vor- 
schriften entsprechend: 
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- Artikel 40 Absatz 2 SDÜ mit Ausnahme der einschränkenden 
Verweisung auf Artikel 40 Absatz 7 SDÜ, 

- Artikel 40 Absatz 3 Buchstaben a bis d und g SDÜ, 

- Artikel 40 Absatz 4 SDÜ, 

- Artikel 11 Nummern 8 und 11 bis 13. 

(3) Ersuchen nach Absatz 1 und Mitteilungen nach Absatz 2 
sind zu richten 

in der Bundesrepublik Deutschland 

- an das Landeskriminalamt Baden-Württemberg in Stuttgart 
und das Bayerische Landeskriminalamt in München, 

- an sonstige Polizeibehörden der Länder, 

- an das Grenzschutzpräsidium Süd und die Bundesgrenz- 
schutzämter Stuttgart, München und Weil am Rhein, 

soweit die örtliche und sachliche Zuständigkeit der vorgenann- 
ten Behörden besteht, 

in der Republik Österreich 

- an die zuständige Sicherheitsdirektion. 

Artikel 7 Absatz 3 Sätze 1 , 3 und 4 gelten entsprechend. 

Artikel 17 

Nacheile zur polizeilichen Gefahrenabwehr 

(1) Im Rahmen des jeweils geltenden innerstaatlichen Rechts 
der Vertragsstaaten ist die grenzüberschreitende Nacheile zur 
Verfolgung von Personen, die sich im Falle einer Grenzkontrolle 
nach Artikel 2 Absatz 2 SDÜ entziehen, zulässig. 

(2) Eine Nacheile ist ferner zulässig, soweit sich eine Person 
einer polizeilichen oder zollamtlichen Kontrolle innerhalb einer 
Entfernung von höchstens 150 Kilometern bis zu der Grenze 
entzieht, sofern dabei eindeutige Anhaltezeichen missachtet 
werden und in der Folge eine Gefährdung der öffentlichen 
Sicherheit herbeigeführt wird. 

(3) Die nacheilenden Beamten haben mit der zuständigen 
Stelle des anderen Vertragsstaates unverzüglich, nach Möglich- 
keit noch vor Grenzübertritt, in Verbindung zu treten. Die Nach- 
eile ist abzubrechen, sofern dies die zuständige Behörde des 
Gebietsstaates anordnet oder die Fortsetzung der Maßnahme 
zu einer konkreten Gefährdung von Leib, Leben oder Gesund- 
heit der verfolgten Person oder Dritter führt und diese Gefähr- 
dung in einem offenkundigen Missverhältnis zu der abzuweh- 
renden Gefahr steht. 

(4) Für solche Nacheilen gelten folgende Vorschriften ent- 
sprechend: 

- Artikel 41 Absatz 1 SDÜ, 

- Artikel 41 Absatz 2 Buchstabe b SDÜ, 

- Artikel 41 Absatz 3 Buchstabe b SDÜ, 

- Artikel 41 Absatz 5 Buchstaben a und c bis g SDÜ, 

- Artikeln Nummer 11, 

- Artikel 12 Absatz 1 Nummer 2, 

- Artikel 12 Absatz 2. 

Artikel 18 

Verdeckte Ermittlungen 
zur polizeilichen Gefahrenabwehr 

(1 ) Soweit es das jeweilige innerstaatliche Recht zulässt, kön- 
nen verdeckte Ermittlungen zum Zwecke der Verhinderung von 
vorsätzlichen und nicht nur auf Antrag zu verfolgenden ausliefe- 
rungsfähigen Straftaten von erheblicher Bedeutung auf dem 
Floheitsgebiet des anderen Vertragsstaates fortgesetzt werden. 


wenn dieser der grenzüberschreitenden verdeckten Ermittlung 
auf der Grundlage eines zuvor gestellten Ersuchens zugestimmt 
hat. 

(2) Artikel 14 Absätze 1 bis 6, 8, 10 und 11 sowie Artikel 16 
Absatz 3 mit der Maßgabe, dass die nationale Zentralstelle 
gleichzeitig zu unterrichten ist, gelten entsprechend. 

Artikel 19 

Gemeinsame Einsatzformen 
zur polizeilichen Gefahrenabwehr 

Zur Intensivierung der Zusammenarbeit können die zuständi- 
gen Behörden der Vertragsstaaten gemeinsame Streifen, 
gemeinsam besetzte Kontroll-, Auswertungs- und Observa- 
tionsgruppen sowie sonstige gemeinsame Einsatzformen zur 
polizeilichen Gefahrenabwehr bilden, in denen Beamte des 
einen Vertragsstaates bei Einsätzen im Hoheitsgebiet des ande- 
ren Vertragsstaates mitwirken. Hoheitliche Befugnisse dürfen 
dabei nur unter der Leitung und in der Regel in Anwesenheit von 
Beamten des Gebietsstaates wahrgenommen werden. Artikel 6 
Absatz 4 Sätze 2 und 3 gelten entsprechend. 

Artikel 20 

Informationsaustausch 
zur polizeilichen Gefahrenabwehr 

Die zuständigen Polizeibehörden der Vertragsstaaten können 
einander im Einzelfall auch ohne Ersuchen nach Maßgabe des 
innerstaatlichen Rechts Informationen einschließlich personen- 
bezogener Daten mitteilen, soweit Anhaltspunkte dafür vorlie- 
gen, dass die Kenntnis der Informationen zur Abwehr von 
Gefahren für die öffentliche Sicherheit oder Ordnung durch den 
Empfänger erforderlich ist. Artikel 15 Satz 2 gilt entsprechend. 

Artikel 21 

Grenzüberschreitende 
polizeiliche Gefahrenabwehr 

(1) Beamte der Polizeibehörden eines Vertragsstaates (im 
Folgenden die „einschreitenden Beamten“) dürfen im Falle eines 
dringenden Bedarfs ohne vorherige Zustimmung des anderen 
Vertragsstaates die gemeinsame Grenze überschreiten, um im 
grenznahen Bereich auf dem Gebiet des anderen Vertragsstaa- 
tes nach Maßgabe des innerstaatlichen Rechts des anderen 
Vertragsstaates vorläufige Maßnahmen zu treffen, die zur Ab- 
wehr einer gegenwärtigen Gefahr für Leib oder Leben erforder- 
lich sind. 

(2) Ein dringender Bedarf im Sinne von Absatz 1 liegt nur 
dann vor, wenn bei einem Abwarten auf das Einschreiten von 
Beamten des anderen Vertragsstaates oder der Herstellung 
eines Einvernehmens im Sinne von Artikel 6 Absatz 2 eine Ver- 
wirklichung der Gefahr droht. 

(3) Die einschreitenden Beamten haben den anderen Ver- 
tragsstaat unverzüglich zu unterrichten. Der andere Vertrags- 
staat hat unverzüglich die notwendigen Maßnahmen zu treffen, 
die zur Abwehr der Gefahr und zur Übernahme der Lage erfor- 
derlich sind. Die einschreitenden Beamten dürfen auf dem 
Gebiet des anderen Vertragsstaates nur so lange tätig sein, bis 
der andere Vertragsstaat die notwendigen Maßnahmen zur 
Gefahrenabwehr ergriffen hat. Die einschreitenden Beamten 
sind an die Weisungen des anderen Vertragsstaates gebunden. 

(4) Die Vertragsstaaten treffen eine gesonderte Vereinbarung 
darüber, welche Stellen nach Absatz 3 unverzüglich zu unter- 
richten sind. Die einschreitenden Beamten sind an die Bestim- 
mungen dieses Artikels und an das Recht des Vertragsstaates, 
auf dessen Hoheitsgebiet sie tätig werden, gebunden. 

(5) Die Maßnahmen der einschreitenden Beamten werden 
dem anderen Vertragsstaat zugerechnet. 
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Artikel 22 

Hilfeleistung bei Großereignissen, 
Katastrophen und schweren Unglücksfällen 

Die zuständigen Behörden beider Vertragsstaaten unterstüt- 
zen sich nach Maßgabe des innerstaatlichen Rechts gegenseitig 
bei Massenveranstaltungen und ähnlichen Großereignissen, 
Katastrophen sowie schweren Unglücksfällen, indem sie 

1 . sich gegenseitig so zeitig wie möglich über entsprechende 
Ereignisse mit grenzüberschreitenden Auswirkungen und 
Erkenntnissen unterrichten, 

2. bei Lagen mit grenzüberschreitenden Auswirkungen die auf 
ihrem Hoheitsgebiet erforderlichen polizeilichen Maßnah- 
men vornehmen und koordinieren, 

3. auf Ersuchen des Vertragsstaates, auf dessen Hoheitsgebiet 
die Lage eintritt, soweit möglich, durch Entsendung von 
Spezialisten und Beratern sowie durch Bereitstellung von 
Ausrüstungsgegenständen Hilfe leisten. 

Im Übrigen bleiben das Abkommen vom 23. Dezember 1988 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der Republik 
Österreich über die gegenseitige Hilfeleistung bei Katastrophen 
oder schweren Unglücksfällen und die durch Notenwechsel vom 

1 . Juli/3. August 1993 zwischen der Regierung der Bundesrepu- 
blik Deutschland und der Regierung der Republik Österreich 
über Fragen gemeinsamen Interesses im Zusammenhang mit 
kerntechnischer Sicherheit und Strahlenschutz geschlossene 
Vereinbarung unberührt. 

Artikel 23 

Einrichtung von Bedarfskontrollstellen 

(1) Eine Bedarfskontrollstelle kann auf dem Hoheitsgebiet 
des anderen Vertragsstaates eingerichtet werden, soweit 

1 . keine geeignete Örtlichkeit auf dem eigenen Hoheitsgebiet 
zur Verfügung steht, 

2. dies zur Durchführung einer Grenzkontrolle nach Artikel 2 
Absatz 2 SDÜ erforderlich ist und 

3. die zuständige Behörde des anderen Vertragsstaates der 
Maßnahme im Einzelfall zugestimmt hat. 

(2) Die Bedarfskontrollstelle soll möglichst grenznah und darf 
nicht weiter als fünf Kilometer von der Grenzlinie entfernt liegen. 

(3) Die Zustimmung nach Absatz 1 kann mit Auflagen ver- 
sehen werden. Die Maßnahme ist auf Verlangen der zuständigen 
Stelle des Gebietsstaates einzustellen. 

(4) Die Grenzkontrolle wird ausschließlich nach dem Recht 
und von den Beamten des Vertragsstaates durchgeführt, der die 
Kontrolle nach Artikel 2 Absatz 2 SDÜ angeordnet hat. An 
Bedarfskontrollstellen sollen jedoch Beamte beider Vertrags- 
staaten anwesend sein. 

(5) Die zuständigen Stellen der Vertragsstaaten erstellen Ver- 
zeichnisse über die auf ihrem Hoheitsgebiet gelegenen und zur 
Einrichtung von Bedarfskontrollstellen geeigneten Örtlichkeiten, 
tauschen die Verzeichnisse aus und unterrichten einander 
unverzüglich über Änderungen. 

(6) Im Übrigen gelten Artikel 1 Absatz 1, Artikel 4 Absätze 5 
und 7, Artikel 5, Artikel 6 Absatz 2, Artikel 7, Artikel 9, Artikel 10 
Absatz 1, Artikel 12 Absatz 1, Artikel 13 Absatz 1, Absatz 2 
Satz 1 und Absätze 3 und 4, Artikel 14, Artikel 19 und Artikel 20 
des Abkommens vom 14. September 1955 zwischen der Bun- 
desrepublik Deutschland und der Republik Österreich über 
Erleichterungen der Grenzabfertigung im Eisenbahn-, Straßen- 
und Schiffsverkehr, geändert durch Abkommen vom 21. Januar 
1975, 16. September 1977 und 30. Juli 1990 zur Änderung des 
Abkommens vom 14. September 1955 zwischen der Bundesre- 
publik Deutschland und der Republik Österreich über Erleichte- 
rungen der Grenzabfertigung im Eisenbahn-, Straßen- und 
Schiffsverkehr entsprechend. 


Teii V 

Aligemeine Bestimmungen für die Zusammenarbeit 

Artikel 24 

Gemeinsame Zentren 

(1) Die Vertragsstaaten können gemeinsame Zentren für den 
Informationsaustausch und die Unterstützung ihrer Behörden 
einrichten. 

(2) In den gemeinsamen Zentren arbeiten Beamte der Behör- 
den beider Vertragsstaaten im Rahmen ihrer jeweiligen Zustän- 
digkeiten räumlich unmittelbar zusammen, um in Angelegen- 
heiten, die den Zuständigkeitsbereich der Behörden der in Arti- 
kel 3 Absatz 2 genannten Grenzgebiete betreffen, Informationen 
auszutauschen, zu analysieren und weiterzuleiten sowie bei der 
Koordinierung der grenzüberschreitenden Zusammenarbeit 
nach diesem Vertrag unterstützend mitzuwirken. Für die Über- 
mittlung personenbezogener Daten gelten die Artikel 7, 15 
und 20. 

(3) Die ünterstützungsfunktion kann auch die Vorbereitung 
und Mitwirkung bei der Rückführung von Drittstaatsangehörigen 
auf der Grundlage der zwischen den Vertragsstaaten geltenden 
Übereinkünfte umfassen. 

(4) Den gemeinsamen Zentren obliegt nicht die selbständige 
Durchführung operativer Einsätze. Die Beamten in den gemein- 
samen Zentren unterstehen der Weisungs- und Disziplinar- 
gewalt ihrer jeweiligen nationalen Behörden. 

(5) In den gemeinsamen Zentren können die Beamten auch 
über die Aufgaben nach den Absätzen 1 bis 3 hinausgehende 
nichtoperative Tätigkeiten, insbesondere Maßnahmen der Öf- 
fentlichkeitsarbeit und der Aus- und Fortbildung, mit Wirkung für 
die sie entsendenden Behörden ausüben, soweit dadurch nicht 
in Rechte Dritter eingegriffen wird. 

(6) Anzahl und Sitz von gemeinsamen Zentren sowie die Ein- 
zelheiten der Zusammenarbeit und die gleichmäßige Verteilung 
der Kosten werden in gesonderten Vereinbarungen geregelt. 

(7) Behörden eines Vertragsstaates können sich an gemein- 
samen Zentren, die der andere Vertragsstaat mit einem gemein- 
samen Nachbarstaat betreibt, beteiligen, wenn und soweit der 
andere Vertragsstaat und der Nachbarstaat einer solchen Betei- 
ligung zustimmen. Die Einzelheiten der Zusammenarbeit und die 
Verteilung der Kosten werden zwischen allen beteiligten Staaten 
geregelt. 

Artikel 25 

Einsatz von Luft- und Wasserfahrzeugen 

(1) Bei grenzüberschreitenden Einsätzen nach diesem Ver- 
trag dürfen auch Luft- und Wasserfahrzeuge eingesetzt werden. 

(2) Beim grenzüberschreitenden Einsatz nach Absatz 1 ent- 
fällt bei Flügen nach Sichtflugregeln bei Tag die Flugplanpflicht. 
Flüge nach Instrumentenflugregeln dürfen nur im kontrollierten 
Luftraum durchgeführt werden. Sie werden von der zuständigen 
Flugverkehrskontrollstelle überwacht. Dazu sind vor Beginn des 
Flugabschnitts nach Instrumentenflugregeln der zuständigen 
Flugverkehrskontrollstelle die erforderlichen Flugplandaten zu 
übermitteln. Gleiches gilt für Flüge nach Sichtflugregeln bei 
Nacht. 

(3) Die Einsatzflüge gemäß Absatz 1 unterliegen, soweit in 
Absatz 2 nichts anderes bestimmt ist, den in den jeweiligen Ver- 
tragsstaaten geltenden luftverkehrsrechtlichen Vorschriften. Im 
Rahmen der Wahrnehmung von Aufgaben nach diesem Vertrag 
dürfen Luftfahrzeuge auch außerhalb von Flugplätzen starten 
und landen, soweit dies zur Erfüllung der Einsätze unter Berück- 
sichtigung der öffentlichen Ruhe, Sicherheit und ördnung erfor- 
derlich ist. 
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(4) Die Luftfahrzeuge müssen im Herkunftsstaat für die jewei- 
lige Einsatzart zugelassen sein. 

(5) Beim Einsatz von Wasserfahrzeugen sind die Beamten 
von den Verkehrsordnungen für die Binnenschifffahrt im selben 
Umfang wie die Beamten der Polizeibehörden des Vertrags- 
staates befreit, auf dessen Hoheitsgebiet sie im Einsatz sind. Die 
eingesetzten Wasserfahrzeuge sind zur Führung der Bezeich- 
nung für Fahrzeuge der Überwachungsbehörden befugt. Die 
Beamten sind auch befugt, Anordnungen, ausgenommen nauti- 
sche Weisungen, zu geben, soweit dies zur Erfüllung der in 
Absatz 1 genannten Aufgaben dringend geboten ist und die 
Sicherheit der Schifffahrt und von Personen nicht beeinträchtigt 
wird. 


Artikel 26 
Datenschutz 

(1) Datenschutz wird nach Maßgabe der Artikel 126 bis 130 
SDÜ und, soweit dort keine Regeiungen enthalten sind, nach 
Maßgabe des Übereinkommens über die Rechtshilfe in Straf- 
sachen zwischen den Mitgliedstaaten der Europäischen Union 
in seinem Anwendungsbereich gewährleistet. Dies gilt auch für 
personenbezogene Daten, die durch grenzüberschreitende 
Tätigkeit auf dem Hoheitsgebiet des anderen Vertragsstaates 
erhoben worden sind. Dabei sind die besonderen Bedingungen, 
die von dem ersuchten Vertragsstaat im Zusammenhang mit der 
grenzüberschreitenden Maßnahme gestellt werden, zu beach- 
ten. 

(2) Beamten, die auf dem Hoheitsgebiet des anderen Ver- 
tragsstaates tätig werden, darf durch diesen Vertragsstaat nur 
unter Leitung eines ihrer Beamten der Zugriff auf behördliche 
Sammlungen personenbezogener Daten gewährt werden. 

Artikel 27 

Befugnisse und Rechtsstellung 
von Beamten des anderen Vertragsstaates 

(1) Beamten des einen Vertragsstaates, die sich im Rahmen 
der Zusammenarbeit aufgrund dieses Vertrages auf dem 
Hoheitsgebiet des anderen Vertragsstaates aufhaiten, stehen 
dort keine hoheitlichen Befugnisse zu, soweit dieser Vertrag 
nichts anderes bestimmt. Sie sind bei allen Maßnahmen an das 
innerstaatliche Recht des anderen Vertragsstaates gebunden. 
Artikel 23 bleibt unberührt. 

(2) Beamte des einen Vertragsstaates, die aufgrund dieses 
Vertrages zu einer Dienststelle des anderen Vertragsstaates ent- 
sandt werden, sind Verbindungsbeamte im Sinne des Artikels 47 
SDÜ oder des Artikels 125 SDÜ. Ihre Stellung ergibt sich aus 
Artikel 47 Absatz 3 SDÜ oder Artikel 125 Absatz 3 SDÜ, soweit 
dieser Vertrag nichts anderes bestimmt. 

(3) Beamte des einen Vertragsstaates, die sich im Rahmen 
der Zusammenarbeit aufgrund dieses Vertrages auf dem 
Hoheitsgebiet des anderen Vertragsstaates aufhaiten, können 
dort ihre nationale Dienstkleidung tragen. Sie können ihre 
Dienstwaffen, Zwangsmittel und sonstigen Ausrüstungsgegen- 
stände mitführen. Die Dienstwaffen dürfen nur im Falle der Not- 
wehr einschließlich der Nothilfe gebraucht werden, soweit nicht 
der sachleitende Beamte des Vertragsstaates, auf dessen 
Hoheitsgebiet der Einsatz erfolgt, ausdrücklich im Einzelfall 
nach Maßgabe des innerstaatlichen Rechts eine darüber 
hinausgehende Anwendung von Dienstwaffen genehmigt. In 
den Fällen der Artikel 1 1 , 1 2, 1 6 und 1 7 darf keine Genehmigung 
erteilt werden. Die zuständigen Stellen unterrichten einander 
über die jeweils zulässigen Dienstwaffen und Zwangsmittel. 

(4) Setzen Beamte des einen Vertragsstaates bei Maßnah- 
men aufgrund dieses Vertrages auf dem Hoheitsgebiet des 
anderen Vertragsstaates Kraftfahrzeuge, Wasserfahrzeuge oder 
Luftfahrzeuge ein, unterliegen sie hierbei denselben verkehrs- 
rechtlichen Bestimmungen wie die Beamten des anderen Ver- 


tragsstaates. Unbeschadet der Regelung in Artikel 29 Absatz 1 
Satz 2 gilt dies insbesondere im Hinblick auf die Inanspruchnah- 
me von Sonder- und Wegerechten. Die Vertragsstaaten unter- 
richten einander über die jeweils geltende Rechtslage. 

Artikel 28 

Rechtsstellung der 
Beamten im Bereich des Strafrechts 

Die Beamten, die nach diesem Vertrag auf dem Hoheitsgebiet 
des anderen Vertragsstaates tätig werden, sind in Bezug auf 
Straftaten, die sie begehen oder die ihnen gegenüber begangen 
werden, den Beamten des anderen Vertragsstaates gleich- 
gestellt. 

Artikel 29 
Grenzübertritte 

(1) Soweit es verkehrsbedingt notwendig ist, dürfen die 
Beamten des einen Vertragsstaates zu den in diesem Vertrag 
geregelten Zwecken das Hoheitsgebiet des anderen Vertrags- 
staates befahren, um das eigene Hoheitsgebiet auf möglichst 
kurzem Wege wieder zu erreichen. Soweit zwingend erforder- 
lich, dürfen hierbei ausnahmsweise auch Sonder- und Wege- 
rechte in Anspruch genommen werden. In den Fällen des Sat- 
zes 2 sind die zuständigen Behörden des Vertragsstaates, auf 
dem die Sonder- und Wegerechte in Anspruch genommen 
werden, unverzüglich zu unterrichten. Für Grenzübertritte 
sind die Artikei 6, Artikel 7 Absatz 1 und Artikel 9 bis 1 1 des 
Vertrages vom 21. Dezember 1993 zwischen der Bundesrepu- 
blik Deutschland und der Republik Österreich über den Durch- 
gangsverkehr von Exekutivorganen und die Durchbeförderung 
von Häftlingen mit der Maßgabe anzuwenden, dass das 
Hoheitsgebiet des anderen Vertragsstaates auch außerhalb der 
Durchgangsstrecken, die durch die in Artikei 3 Absatz 1 des 
genannten Vertrages bezeichnete Vereinbarung festgelegt wer- 
den, befahren werden kann. 

(2) Beamte des einen Vertragsstaates dürfen für Maßnahmen, 

die sie nach innerstaatlichem Recht auf den auf eigenem 
Hoheitsgebiet gelegenen Streckenabschnitten von grenzüber- 
schreitenden Reisezügen oder Passagierschiffen durchführen, 
bereits auf dem Hoheitsgebiet des anderen Vertragsstaates 
zusteigen oder nach Beendigung der Maßnahmen dort ausstei- 
gen. Kann eine auf dem eigenen Hoheitsgebiet nach Maßgabe 
des innerstaatlichen Rechts begonnene Kontrollmaßnahme, ins- 
besondere die Überprüfung einer Person oder einer Sache, 
nicht im Grenzgebiet im Sinne von Artikel 3 Absatz 2 Satz 2 
abgeschlossen werden, und steht zu erwarten, dass andernfalls 
der Zweck der Maßnahme nicht erreicht werden kann, darf diese 
auf dem Hoheitsgebiet des anderen Vertragsstaates so lange 
fortgesetzt werden, wie dies unabdingbar erforderlich ist, um die 
Maßnahme abzuschließen. Soweit weitere Maßnahmen erfor- 
derlich werden, bleiben die hierfür geltenden Regelungen un- 
berührt. Im Übrigen bleiben die Bestimmungen des Abkommens 
vom 14. September 1955 zwischen der Bundesrepublik 

Deutschland und der Republik Österreich über Erleichterungen 
der Grenzabfertigung im Eisenbahn-, Straßen- und Schiffsver- 
kehr, geändert durch Abkommen vom 21. Januar 1975, 16. Sep- 
tember 1977 und 30. Juli 1990 zur Änderung des Abkommens 
vom 14. September 1955 zwischen der Bundesrepublik 

Deutschland und der Republik Österreich über Erleichterungen 
der Grenzabfertigung im Eisenbahn-, Straßen- und Schiffsver- 
kehr unberührt. 

Artikel 30 

Übergabe von Personen an der Grenze 

(1) Die Übergabe von Personen an der Grenze zwischen den 
Vertragsstaaten kann auch an geeigneten Örtlichkeiten in 
Grenznähe oder auf Flughäfen stattfinden, wenn die zuständi- 
gen Behörden jenes Vertragsstaates, auf dessen Hoheitsgebiet 
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die Übergabe stattfinden soll, dieser Übergabe im Einzelfall 
zustimmen. Die Übergabe hat an solchen Orten stattzufinden, 
an denen entsprechende Einrichtungen für eine sichere Über- 
gabe bestehen. 

(2) Die Bestimmungen des Artikels 6 Absatz 1 und der Arti- 
kel 9 bis 1 3 des Vertrages vom 21 . Dezember 1 993 zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und der Republik Österreich über 
den Durchgangsverkehr von Exekutivorganen und die Durch- 
beförderung von Häftlingen gelten entsprechend für die Beför- 
derung der Personen von der Grenze zum Übergabeort in dem 
anderen Vertragsstaat oder vom Übergabeort in den anderen 
Vertragsstaat bis zur Grenze. 

(3) Die zuständigen Behörden der Vertragsstaaten erstellen 
Verzeichnisse über die auf ihrem Hoheitsgebiet gelegenen und 
zur Übergabe von Personen geeigneten Örtlichkeiten und Ein- 
richtungen, tauschen diese Verzeichnisse aus und unterrichten 
einander unverzüglich über Änderungen. Das Protokoll zur 
Durchführung des Abkommens vom 16. Dezember 1997 zwi- 
schen der Regierung der Bundesrepublik Deutschland und der 
Bundesregierung der Republik Österreich über die Rücküber- 
nahme von Personen an der Grenze bleibt unberührt. 


Artikel 31 

Beistandsklausel, Dienstverhältnisse 

(1) Die Vertragsstaaten sind gegenüber den entsandten 
Beamten des anderen Vertragsstaates bei der Ausübung des 
Dienstes zu gleichem Schutz und Beistand verpflichtet wie 
gegenüber den eigenen Beamten. 

(2) Die Beamten des anderen Vertragsstaates bleiben in 
dienstrechtlicher, insbesondere in disziplinarrechtlicher und in 
haftungsrechtlicher Hinsicht den in ihrem Staat geltenden Vor- 
schriften unterworfen. 


Artikel 32 

Haftungsbestimmungen 

(1) Wenn Beamte eines Vertragsstaates im Rahmen einer 
Maßnahme nach den Artikeln 13 und 14 dieses Vertrages oder 
einer gemeinsamen Ermittlungsgruppe nach dem Rahmen- 
beschluss des Rates der Europäischen ünion vom 13. Juni 2002 
über gemeinsame Ermittlungsgruppen auf dem Hoheitsgebiet 
des anderen Vertragsstaates tätig werden, haftet der Vertrags- 
staat, dessen Beamte auf dem Hoheitsgebiet des anderen Ver- 
tragsstaates einen Schaden verursacht haben, nach Maßgabe 
des innerstaatlichen Rechts des Vertragsstaates, in dessen 
Hoheitsgebiet der Schaden verursacht wird, für den durch seine 
Beamten verursachten Schaden. 

(2) Der Vertragsstaat, in dessen Hoheitsgebiet der in Absatz 1 
genannte Schaden verursacht wird, ersetzt diesen Schaden, wie 
er ihn ersetzen müsste, wenn seine eigenen Beamten ihn verur- 
sacht hätten. 

(3) Der Vertragsstaat, dessen Beamte einen Schaden im 
Hoheitsgebiet des anderen Vertragsstaates verursacht haben, 
erstattet dem anderen Vertragsstaat den Gesamtbetrag des 
Schadensersatzes, den dieser an die Geschädigten oder ihre 
Rechtsnachfolger geleistet hat. 

(4) ünbeschadet der Ausübung seiner Rechte gegenüber 
Dritten und mit Ausnahme des Absatzes 3 verzichtet jeder Ver- 
tragsstaat in dem Fall des Absatzes 1 darauf, den Betrag des 
erlittenen Schadens dem anderen Vertragsstaat gegenüber gel- 
tend zu machen. 

(5) Für den Ersatz von Schäden, die bei der Durchführung 
einer Maßnahme aufgrund dieses Vertrages von Beamten des 


einen Vertragsstaates auf dem Hoheitsgebiet des anderen Ver- 
tragsstaates verursacht werden, gilt im Übrigen Artikel 43 SDÜ. 

Artikel 33 
Ausnahmeklausel 

Ist ein Vertragsstaat der Ansicht, dass die Erfüllung eines 
Ersuchens oder die Durchführung oder Duldung einer Maßnah- 
me aufgrund dieses Vertrages geeignet ist, die eigenen Hoheits- 
rechte zu beeinträchtigen, die eigene Sicherheit oder andere 
wesentliche Interessen zu gefährden oder gegen das innerstaat- 
liche Recht zu verstoßen, kann er die Zusammenarbeit unter 
Beachtung sonstiger internationaler Kooperationsverpflichtun- 
gen ganz oder teilweise verweigern oder von bestimmten Bedin- 
gungen abhängig machen. 


Teii Vi 

Durchführungs- und Schlussbestimmungen 

Artikel 34 

Durchführungsvereinbarungen 

Die zuständigen Stellen der Vertragsstaaten können auf der 
Grundlage und im Rahmen dieses Vertrages Vereinbarungen 
treffen, welche die verwaltungsmäßige Durchführung zum Ziel 
haben. 

Artikel 35 

Überprüfung der Umsetzung 
und Fortentwicklung des Vertrages 

Auf Antrag eines Vertragsstaates überprüft eine gemeinsame 
Arbeitsgruppe aus Vertretern der Vertragsstaaten die ümset- 
zung dieses Vertrages und stellt fest, ob Ergänzungs- oder Fort- 
schreibungsbedarf besteht. 

Artikel 36 
Kosten 

Jeder Vertragsstaat trägt die seinen Behörden aus der 
Anwendung dieses Vertrages entstehenden Kosten, soweit die 
zuständigen Behörden im Einzelfall, insbesondere bei ünterstel- 
lungen im Sinne von Artikel 6, nichts anderes vereinbaren oder 
diese Kosten nicht aufgrund von Maßnahmen nach Artikel 22 
entstehen. Für den letztgenannten Fall finden die Vorschriften 
des Abkommens vom 23. Dezember 1988 zwischen der Bun- 
desrepublik Deutschland und der Republik Österreich über die 
gegenseitige Hilfeleistung bei Katastrophen oder schweren 
ünglücksfällen Anwendung. 

Artikel 37 

Einbeziehung der Zollverwaltung 

Soweit Behörden der Zollverwaltungen der Vertragsstaaten 
Aufgaben im Zusammenhang mit Verstößen gegen Verbote und 
Beschränkungen des grenzüberschreitenden Warenverkehrs 
wahrnehmen, stehen sie im Rahmen dieses Vertrages den Poli- 
zeibehörden der Vertragsstaaten im Sinne von Artikel 3 Absatz 1 
gleich. 

Zuständige Beamte sind 

auf Seiten der Bundesrepublik Deutschland 

- die als Hilfsbeamte der Staatsanwaltschaft bestellten Beam- 
ten der Zollverwaltung 

auf Seiten der Republik Österreich 

- die Angehörigen der Zollfahndungen. 
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Artikel 38 

Inkrafttreten, Kündigung 

(1) Dieser Vertrag bedarf der Ratifikation. Der Vertrag tritt am 
ersten Tag des dritten Monats in Kraft, der auf jenen Monat folgt, 
in dem die Ratifikationsurkunden ausgetauscht wurden. Mit 
Inkrafttreten des Vertrages tritt das Abkommen vom 1 6. Dezem- 
ber 1997 zwischen der Regierung der Bundesrepublik Deutsch- 
land und der Österreichischen Bundesregierung über die 


Zusammenarbeit der Polizeibehörden und Zollverwaltungen in 
den Grenzgebieten außer Kraft. 

(2) Dieser Vertrag wird auf unbestimmte Zeit geschlossen. Er 
kann von jedem Vertragsstaat jederzeit auf diplomatischem 
Wege schriftlich gekündigt werden und tritt sechs Monate nach 
Erhalt der Kündigung außer Kraft. 

(3) Die Registrierung des Vertrages beim Generalsekretariat 
der Vereinten Nationen nach Artikel 102 der Charta der Vereinten 
Nationen wird von deutscher Seite wahrgenommen. 


Geschehen zu Berlin am 10. November 2003/19. Dezember 
2003 in zwei Urschriften in deutscher Sprache. 


Für die Bundesrepublik Deutschland 
Chrobog 
Schily 

Brigitte Zypries 


Für die Republik Österreich 
Strasser 

Dr. Dieter Böhmdorfer 
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Denkschrift 
I. Allgemeines 

Mit einer Reihe von Nachbarstaaten Deutschiands beste- 
hen bilaterale Abkommen über die grenzüberschreitende 
Zusammenarbeit in strafrechtiichen Angelegenheiten 
und zur Gefahrenabwehr, die fortiaufend weiterentwickelt 
werden. Zweck der Verträge ist die ständige Verbesse- 
rung der Zusammenarbeit und eine Anpassung an aktu- 
eile Sicherheitserfordernisse. 

Dementsprechend wird nunmehr das am 16. Dezember 
1997 in Wien Unterzeichnete Abkommen zwischen der 
Regierung der Bundesrepublik Deutschiand und der 
Österreichischen Bundesregierung über die Zusammen- 
arbeit der Poiizeibehörden und Zoiiverwaltungen in den 
Grenzgebieten (BGBi. 2001 il S. 1228) durch diesen Ver- 
trag ersetzt. 

Der Vertrag berücksichtigt zugieich die bestehenden bi- 
und muitiiateraien Übereinkünfte mit der Repubiik Öster- 
reich und fügt sich ebenfalis in den durch das nationaie 
Recht gesetzten Rahmen ein. 

Die strafrechtliche Zusammenarbeit zwischen Deutsch- 
iand und Österreich findet nach dem Europäischen Über- 
einkommen vom 20. Aprii 1959 über die Rechtshilfe in 
Strafsachen (BGBl. 1964 II S. 1369, 1386; 1976 II 
S. 1799) sowie dem Vertrag vom 31. Januar 1972 über 
die Ergänzung des Europäischen Übereinkommens vom 
20. Aprii 1959 über die Rechtshiife in Strafsachen und die 
Erleichterung seiner Anwendung (BGBl. 1975 II S. 1157; 
1 976 II S. 1 81 8), dem Zusatzprotokoll vom 1 7. März 1 978 
zum Europäischen Rechtshilfeübereinkommen (BGBl. 
1990 II S. 124; 1991 II S. 909), dem Schengener Durch- 
führungsübereinkommen (SDÜ) vom 19. Juni 1990 
(BGBl. 1993 II S. 1010) sowie in dem durch sonstige 
Rechtsakte der EU gesetzten Rahmen statt. 

Der am 10. November und am 19. Dezember 2003 von 
Deutschland und Österreich Unterzeichnete Vertrag über 
die grenzüberschreitende Zusammenarbeit zur polizei- 
lichen Gefahrenabwehr und in strafrechtlichen Angele- 
genheiten ist das Ergebnis intensiver Verhandlungen der 
Innen- und Justizminister, an denen auch die der Repu- 
blik Österreich benachbarten Bundesländer Baden- 
Württemberg und Bayern erheblich mitgewirkt haben. 


II. Besonderes 

Der Vertrag besteht aus 38 Artikeln und ist in sechs Teile 
untergliedert. 

Teil I regelt den Vertragsgegenstand, das Verhältnis zu 
anderen Vorschriften und definiert die Behörden und 
Grenzgebiete. Teil II enthält Bestimmungen zu allgemei- 
nen Formen der Zusammenarbeit, Teil III zu besonderen 
Formen der Zusammenarbeit in strafrechtlichen Angele- 
genheiten und Teil IV zu besonderen Formen der Zusam- 
menarbeit zur polizeilichen Gefahrenabwehr. In Teil V 
befinden sich allgemeine Bestimmungen zur Zusammen- 
arbeit, Teil VI enthält die Schluss- und Durchführungsbe- 
stimmungen. 


Zu den Bestimmungen des Vertrages im Einzelnen: 


Teil I 

Vertragsgegenstand, Verhältnis 
zu sonstigen Regelungen, Behörden 

Zu Artikel 1 - Vertragsgegenstand 

Artikel 1 bestimmt den Vertragsgegenstand. Dieser um- 
fasst die Verstärkung der bilateralen Zusammenarbeit bei 
der Gefahrenabwehr unter Berücksichtigung der vorbeu- 
genden Bekämpfung von Straftaten sowie bei der Verfol- 
gung von Straftaten. 

Zu Artikel 2 - Verhältnis zu sonstigen Regeiungen 

Absatz 1 stellt klar, dass die Zusammenarbeit nach 
Maßgabe des jeweiligen nationalen Rechts und im Rah- 
men der jeweiligen völkerrechtlichen Verpflichtungen 
erfolgt, soweit dieser Vertrag nicht ausdrücklich etwas 
anderes bestimmt. Dieser Grundsatz wird im vertragli- 
chen Regelwerk an mehreren Stellen zum Zwecke der 
Verdeutlichung wiederholt. 

In Absatz 2 wird festgelegt, dass bestehende Pflich- 
ten und Verfahrensweisen bei der internationalen Zusam- 
menarbeit auf dem Gebiet der Kriminalitätsbekämpfung 
durch die jeweiligen nationalen Zentralstellen, insbeson- 
dere im Rahmen der Zusammenarbeit mit Interpol, von 
diesem Vertrag unberührt bleiben. 

Zu Artikel 3 - Behörden, Grenzgebiete 

Absatz 1 führt die für die grenzüberschreitende 
Zusammenarbeit jeweils zuständigen innerstaatlichen 
Behörden auf. In der Folge wird zwischen Polizei- und 
Justizbehörden unterschieden. Polizeibehörden auf 
deutscher Seite sind die Polizeivollzugsbehörden von 
Bund und Ländern, Justizbehörden die Staatsanwalt- 
schaften und die Gerichte. Die Behörden der Zollverwal- 
tung sind den Polizeibehörden nach Maßgabe des Arti- 
kels 37 gleichgestellt. 

Absatz 2 definiert die Grenzgebiete der Vertragsstaa- 
ten. Die Streckenabschnitte von Zügen und Tagesaus- 
flugsschiffen zwischen der Grenze und dem ersten plan- 
mäßigen Halt auf dem Hoheitsgebiet des anderen Ver- 
tragsstaates gelten ebenfalls als Grenzgebiet, um auch 
dort erforderliche Maßnahmen ergreifen zu können. 

Absatz 3 normiert die gegenseitige Unterrichtungs- 
pflicht der Polizei- und Justizbehörden hinsichtlich der 
jeweiligen innerstaatlichen Zuständigkeitsverteilung und 
Änderungen der Behördenbezeichnungen, um fortwäh- 
rend eine wirkungsvolle Zusammenarbeit zu ermögli- 
chen. 

Teil II 

Allgemeine Formen der Zusammenarbeit 

Zu Artikel 4 - Ailgemeine Kooperationsmaßnahmen 

Artikel 4 führt allgemeine Formen der Zusammenarbeit 
der Behörden in unmittelbarem Dienstverkehr auf. Diese 
beziehen sich sowohl auf den Informations- und Erkennt- 
nisaustausch (mit Ausnahme personenbezogener Daten) 
als auch auf die grenzüberschreitende präventive und 


Deutscher Bundestag - 15. Wahlperiode 


- 19 - 


Drucksache 15/5568 


repressive Kooperation. Diese Regelung richtet sich an 
Polizei- und Justizbehörden. 

Die Bildung gemeinsamer Einsatzleitungen, gemein- 
samer Einsatzgruppen (nach Maßgabe des Artikels 19) 
und gemeinsamer Ermittlungsgruppen sowie die gemein- 
same Erarbeitung und Durchführung von Programmen 
zur Kriminalitätsbekämpfung sind ebenfalls vorgesehen. 

Bei der Bildung gemeinsamer Einsatzgruppen ist es 
möglich, dass Beamte in dem jeweils anderen Gebiets- 
staat unterstützend hoheitlich tätig werden können. 

Zu Artikel 5 - Zusammenarbeit bei der Aus- und Fort- 
bildung 

Artikel 5 regelt Art und Umfang der Zusammenarbeit der 
zuständigen Stellen der Vertragsstaaten bei der Aus- 
und Fortbildung. 

Zu Artikel 6 - Unterstellung von Beamten der Polizei- 
behörden 

Artikel 6 hat in den bisherigen vertraglichen Beziehungen 
der Vertragsstaaten zueinander keine Entsprechung. 

Absatz 1 erlaubt bei dringendem Bedarf die Unter- 
stellung von Polizeibeamten des einen Vertragsstaates 
unter die zuständigen Stellen des anderen Vertragsstaa- 
tes einschließlich der Ausübung hoheitlicher Befugnisse 
zur Gefahrenabwehr und zur Strafverfolgung auf dem 
Hoheitsgebiet des anderen Vertragsstaates. Nähere Ein- 
zelheiten eines bestehenden Unterstellungsverhältnisses 
regelt Absatz 4. 

Nach Absatz 2 wird vor einer Unterstellung die Her- 
stellung des gegenseitigen Einvernehmens der Vertrags- 
staaten vorausgesetzt. 

Die Voraussetzung des dringenden Bedarfs nach 
Absatz 1 wird in Absatz 3 umschrieben und bringt 
den Ausnahmecharakter der Vorschrift zum Ausdruck. 

Die Ausübung hoheitlicher Befugnisse auf dem Gebiet 
des anderen Vertragsstaates darf nach Absatz 4 nur 
nach Maßgabe des dort geltenden nationalen Rechts 
und unter Leitung von Beamten des Vertragsstaates, auf 
dessen Hoheitsgebiet solche Befugnisse ausgeübt wer- 
den sollen, erfolgen. Zur Sicherstellung einer effektiven 
Sachleitung der Beamten des Vertragsstaates, auf des- 
sen Gebiet das hoheitliche Tätigwerden erfolgt, ist in der 
Regel deren Anwesenheit erforderlich. Dem Einsatz füh- 
renden Staat wird das Handeln der unterstellten Beam- 
ten zugerechnet. 

Zu Artikel 7 - Zusammenarbeit auf Ersuchen 

Artikel 7 regelt die Zusammenarbeit der zuständigen 
Behörden im Rahmen ihrer jeweiligen Zuständigkeiten 
auf Ersuchen (Absatz 1) und führt hinsichtlich des 
erlaubten Direktverkehrs zu wesentlichen Erleichterun- 
gen. Er basiert auf Artikel 39 SDÜ, der eine gegenseitige 
Verpflichtung zur gegenseitigen Hilfe bei entsprechen- 
dem Ersuchen enthält. 

Im Bereich der Verfolgung von Straftaten unterliegen die 
deutschen Polizeibehörden innerstaatlich nicht nur bei 
Maßnahmen nach Artikel 7, sondern auch bei den ande- 
ren in diesem Vertrag aufgeführten Maßnahmen, z. B. 
nach den Artikeln 8 ff., der Sachleitung durch die Staats- 
anwaltschaften. Die Bestimmung lässt die Vereinbarung 


über die Zuständigkeit im Rechtshilfeverkehr mit dem 
Ausland in strafrechtlichen Angelegenheiten (derzeitige 
Fassung vom 28. April 2004, BAnz. S. 1 1 494) unberührt. 

In Absatz 2, der sich an die Polizeibehörden richtet, 
werden beispielhaft Sachverhalte für mögliche Hilfeleis- 
tungen aufgeführt; die Regelung ist nicht abschließend. 
Bei den im zweiten Spiegelstrich erwähnten Berechti- 
gungen, die Führerscheinen und Schifferpatenten ver- 
gleichbar sind, handelt es sich um Berechtigungen zum 
Betrieb bzw. Führen von Wasser-, Straßen- oder Luft- 
fahrzeugen. Im achten Spiegelstrich ist der Umfang der 
Hilfe durch polizeiliche Erkenntnisse sowie Auskünfte 
aus bestimmten Datensammlungen geregelt. Nach Maß- 
gabe des nationalen Rechts können darüber hinaus auch 
Auskünfte aus nicht öffentlich zugänglichen behördlichen 
Datensammlungen (Register, Dateien und sonstige 
Sammlungen) übermittelt werden (vgl. Nummer 124 
Abs. 2 der Richtlinien für den Verkehr mit dem Ausland in 
strafrechtlichen Angelegenheiten - RiVASt). 

Absatz 3 regelt das Verfahren, das bei der Erledigung 
eines Ersuchens an eine unzuständige Stelle anzuwen- 
den ist. Hervorzuheben ist hierbei die Unterrichtungs- 
pflicht nach Satz 3. 

In Absatz 4 wird unterstrichen, dass polizeiliche Ersu- 
chen grundsätzlich von den nationalen Zentralstellen 
übermittelt und erledigt werden. Satz 2 ermöglicht 
unter engen Voraussetzungen einen Direktverkehr zwi- 
schen den zuständigen Polizeibehörden der Vertrags- 
staaten über den in Artikel 39 Abs. 3 Satz 2 SDÜ geregel- 
ten Eilfall hinaus; Artikel 39 Abs. 3 Satz 3 SDÜ findet 
insoweit keine Anwendung. In diesen Fällen ist eine 
Unterrichtung der nationalen Zentralstelle nur erforder- 
lich, soweit eine Benachrichtigung nach Maßgabe des 
innerstaatlichen Rechts vorgesehen ist. Soweit die deut- 
schen Polizeibehörden strafverfolgend tätig sind, haben 
sie hierbei die nach innerstaatlichem Recht bestehende 
Sachleitung der Staatsanwaltschaften zu beachten. 

Für die Justizbehörden findet der Direktverkehr im Rah- 
men von Artikel XII des Ergänzungsvertrages vom 
31. Januar 1972 zum Europäischen Rechtshilfeüberein- 
kommen vom 20. April 1 959 sowie gemäß Artikel 53 SDÜ 
statt. 

Absatz 5 erklärt Artikel 39 Abs. 2 SDÜ für nicht 
anwendbar, so dass die Verwertung übermittelter schrift- 
licher Informationen als Beweismittel in einem Strafver- 
fahren ohne vorgängige Zustimmung der zuständigen 
Justizbehörde nach Maßgabe der innerstaatlichen Ver- 
fahrensordnungen zulässig ist. 

Teil III 

Besondere Formen der Zusammen- 
arbeit in strafrechtlichen Angelegenheiten 

Der vorliegende Vertrag enthält Ergänzungen der Vor- 
schriften über die Rechtshilfe in Strafsachen, indem er 
die vertragliche Zusammenarbeit zur Verfolgung grenz- 
überschreitender Straftaten erheblich ausweitet. So sind 
in dem Vertrag Regelungen aufgenommen worden zu 
den sog. „neuen Ermittlungsmethoden“, wie etwa kon- 
trollierte Lieferungen oder die vereinfachte Übermittlung 
von DNA-Identifizierungsmustern, und zu Formen der 
Rechtshilfe, bei denen der Gebietsstaat die Fortsetzung 
von im anderen Staat begonnenen Strafverfolgungsmaß- 
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nahmen auf seinem Gebiet durch Kräfte des anderen 
Staates duidet, wie etwa grenzüberschreitende Observa- 
tionen oder verdeckte Ermittlungen. 

Zu Artikel 8 - Ersuchen um Beweissicherung bei Ge- 
fahr im Verzug 

Artikel 8 regelt die Zuständigkeiten und Übermittlungs- 
wege für Ersuchen um Beweissicherung bei besonderer 
Eilbedürftigkeit wegen andernfalls drohenden Beweis- 
mittelverlustes. 

Die Regelung lässt § 74 des Gesetzes über die internatio- 
nale Rechtshilfe in Strafsachen (IRG) i. V. m. Nummer 8 
der Vereinbarung zwischen der Bundesregierung und 
den Landesregierungen über die Zuständigkeit im 
Rechtshilfeverkehr mit dem Ausland in strafrechtlichen 
Angelegenheiten unberührt. In Fällen, denen besondere 
Bedeutung in politischer, tatsächlicher oder rechtlicher 
Beziehung zukommt, muss sich die Landesregierung 
grundsätzlich auch in Eilfällen vor der Bewilligung eines 
ein- oder ausgehenden Rechtshilfeersuchens mit der 
Bundesregierung ins Benehmen setzen und Bedenken 
der Bundesregierung Rechnung tragen. In derartigen Fäl- 
len muss daher die (Landes-)Behörde, die ein Ersuchen 
stellen oder erledigen will, grundsätzlich auch in Eilfällen 
vor der Stellung oder Erledigung des Ersuchens auf dem 
dafür vorgesehenen Dienstweg ihre Landesregierung 
unterrichten und die Entscheidung der Bundesregierung 
ab warten. 

Absatz 1 lässt Ersuchen hinsichtlich aller Ermittlungs- 
handlungen zu, die zur Spuren- und Beweissicherung 
einschließlich der Durchführung von körperlichen Unter- 
suchungen sowie zur Durchsuchung und Beschlagnahme 
erforderlich sind. Fliervon nicht erfasst werden Ersuchen 
zur vorläufigen Festnahme zwecks Auslieferung. Diese 
richten sich nach den bestehenden multi- und bilateralen 
Auslieferungsvereinbarungen mit Österreich, ggf. i. V. m. 
§ 19 IRG insbesondere bei Gefahr im Verzug. Bei Er- 
suchen um Vornahme körperlicher Untersuchungen ist 
außerdem Artikel 9 zu beachten. Die Regelung stellt fer- 
ner klar, dass die deutschen Behörden Ersuchen um 
Spuren- und Beweissicherung nur insoweit stellen kön- 
nen, als ihnen auch auf der Grundlage der StPO derarti- 
ge Befugnisse in einem innerstaatlichen Ermittlungsver- 
fahren zukommen. Nach dem Vertrag können Ersuchen 
um Durchsuchung von Personen und Sachen gestellt 
werden. 

Nach Absatz 2 richtet sich die Erledigung des Ersu- 
chens einschließlich der Prüfung, ob die Voraussetzun- 
gen für die Annahme einer Gefahr im Verzug gegeben 
sind, ausschließlich nach dem Recht des ersuchten Ver- 
tragsstaates, da die Maßnahmen, die häufig für die 
Betroffenen Eingriffscharakter haben werden, auf dem 
Gebiet des ersuchten Staates durch dessen Beamte vor- 
genommen werden. 

Absatz 3 stellt die justizielle Sachleitung sicher. 
Sofern ein Ersuchen zulässigerweise nicht von der 
zuständigen Staatsanwaltschaft oder dem zuständigen 
Gericht, sondern von Polizei- oder Zollbeamten in deren 
Funktion als Hilfsbeamte/Ermittlungsbeamte der Staats- 
anwaltschaft gestellt wird - wofür die Voraussetzungen 
nach den einschlägigen Vorschriften vorliegen müssen -, 
ist die zuständige Justizbehörde unverzüglich von der 


Tatsache der Stellung des Ersuchens sowie den Umstän- 
den, aus denen sich das Vorliegen der Gefahr im Verzug 
ergibt, zu informieren. 

Absatz 4 legt fest, dass der ersuchende Staat eine 
richterliche Anordnung über die vorzunehmende Maß- 
nahme oder eine richterliche Erklärung, nach der die 
Voraussetzungen für die Anordnung der Maßnahme vor- 
lägen, wenn die Anordnung im ersuchenden Staate zu 
treffen wäre, unverzüglich nachreicht, sofern die Maß- 
nahme im ersuchten Staat nur aufgrund einer solchen 
Anordnung getroffen oder aufrechterhalten werden kann. 
Vorbild auf deutscher Seite für die Vorschrift war insoweit 
§ 66 Abs. 2 Nr. 2 IRG. 

Absatz 5 dient ebenfalls der Sicherstellung der justi- 
ziellen Sachleitung im Strafverfahren, indem er die Über- 
mittlung der Ergebnisse der durchgeführten Maßnahmen 
von einem entsprechenden Ersuchen der zuständigen 
Justizbehörde des ersuchenden Staates abhängig 
macht. Ist auch die Übermittlung des Ergebnisses - etwa 
weil bestimmte Fristen laufen - eilbedürftig (mit Blick auf 
den Ausnahmecharakter des Satzes 2 sind dabei an die 
Beurteilung der Eilbedürftigkeit hohe Anforderungen zu 
stellen), kann die ersuchte Behörde, soweit es sich nicht 
um die nach dem Recht des ersuchten Staates zuständi- 
ge Justizbehörde handelt, mit Zustimmung der zuständi- 
gen Justizbehörde des ersuchten Vertragsstaates die 
Ergebnisse an die ersuchende Behörde übermitteln. 
Handelt es sich bei der ersuchenden Behörde nicht um 
die für die Stellung des in Satz 1 bezeichneten Ersuchens 
zuständige Justizbehörde, hat die ersuchende Behörde 
etwa innerstaatlich bestehende Pflichten zur Beachtung 
der Sachleitungsbefugnis von sich aus zu beachten. 


Zu Artikel 9 - Ersuchen um körperliche Untersuchung 

Artikel 9 regelt die Voraussetzungen für Ersuchen um 
körperliche Untersuchungen. 

Absatz 1 bestimmt, dass sich die Erledigung eines 
Ersuchens um körperliche Untersuchung nach dem 
Recht des ersuchten Staates richtet (eine sich etwa 
anschließende molekulargenetische Untersuchung ent- 
nommenen Materials fällt nicht hierunter, vgl. insoweit 
Artikel 10). 

Absatz 2 enthält die rechtshilferechtlichen Vorausset- 
zungen, die neben den strafprozessualen zusätzlich vor- 
liegen müssen, um ein Ersuchen zu bewilligen. Num- 
mer 1 betont dabei angesichts der Tragweite des Ein- 
griffs in die Rechte des Betroffenen den Grundsatz der 
Verhältnismäßigkeit. Nummer 2 bestimmt die Voraus- 
setzungen für die vom ersuchenden Staat vorzulegende 
Untersuchungsanordnung oder die sie ersetzende Er- 
klärung, während Nummer 3 den ersuchenden Staat 
verpflichtet anzugeben, ob er beabsichtigt, an dem 
Material nach dessen Übermittlung molekulargenetische 
Untersuchungen vorzunehmen. Durch diese Information 
soll dem ersuchten Staat die Möglichkeit gegeben wer- 
den, mit Blick auf den Eingriffscharakter der geplanten 
Untersuchungen etwaige Bedingungen an die Übermitt- 
lung zu knüpfen. 

Hinsichtlich der Vornahme molekulargenetischer Unter- 
suchungen durch den ersuchten Staat ist Artikel 10 
Abs. 3 zu beachten. 
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Zu Artikel 10- Übermittlung und Abgleich von DNA- 
Profilen und -Identifizierungsmustern 
sowie anderem erkennungsdienst- 
lichem Material 

Artikel 10 befasst sich mit der Übermittlung und dem 
Abgleich von DNA-Identifizierungsmustern sowie ande- 
rem erkennungsdienstlichem Material. Die Zusammenar- 
beit findet im Rahmen des bestehenden innerstaatlichen 
Rechts der Vertragsstaaten statt. Diese Regelung 
umfasst nicht den periodischen Abgleich der DNA-Iden- 
tifizierungsmuster unbekannter Verursacher im Zusam- 
menhang mit der Verfolgung von Straftaten. 

Absatz 1 Satz 1 legt fest, dass die Vertragsstaaten 
DNA-Identifizierungsmuster (der Begriff „DNA-Profile“ ist 
hiermit identisch und entspricht der österreichischen Ter- 
minologie) im Rahmen eines laufenden Strafverfahrens 
im Wege der Rechtshilfe abgleichen. Das Ermittlungsver- 
fahren ist nach deutschem Verständnis Teil des Strafver- 
fahrens; die in Satz 1 gewählte Formulierung „Ermitt- 
lungs- oder Strafverfahren“ berücksichtigt die österrei- 
chische Rechtslage. Ferner kann dieser Abgleich im 
Wege der Amts- oder Rechtshilfe auch bei vermissten 
Personen oder unbekannten Leichen vorgenommen wer- 
den. Die Sätze 2 bis 5 regeln Einzelheiten der Er- 
ledigung entsprechender Ersuchen. In den Sätzen 4 
und 5 sind Einzelheiten bei einer erforderlich werdenden 
Auftypisierung des biologischen Materials geregelt. 

Absatz 2 verpflichtet den ersuchten Staat, nach Maß- 
gabe seines innerstaatlichen Rechts das ihm übermittel- 
te DNA-Identifizierungsmuster auf Ersuchen des anderen 
Staates zu speichern, sofern der Abgleich keinen Treffer 
ergeben hat. 

Nach Absatz 3 unterstützen sich die Vertragsstaaten 
bei der Gewinnung und Untersuchung molekulargeneti- 
schen Materials, sofern dem ersuchten Staat von einer 
sich in seinem Gebiet aufhaltenden Person kein DNA- 
Identifizierungsmuster vorliegt. Hierbei ist zu beachten, 
dass im Rahmen strafrechtlicher Ermittlungen eine 
Zusammenarbeit nur im Rahmen des insoweit förmlichen 
Rechtshilfeverfahrens in Betracht kommt. Eine Zusam- 
menarbeit im Wege der Amtshilfe ist demgegenüber 
bezüglich vermisster Personen und unbekannter Leichen 
möglich. 

Nachsatz 1 Nr. 1 muss der ersuchende Staat ange- 
ben, zu welchem Zweck er die Maßnahme durchführen 
lassen möchte. Nummer 2 enthält die Regelungen zu 
der vom ersuchenden Staat vorzulegenden Untersu- 
chungsanordnung oder der sie ersetzenden Erklärung. 
Außerdem müssen gemäß Nummer 3 die Vorausset- 
zungen für die Gewinnung und Untersuchung molekular- 
genetischen Materials (auch) nach dem Recht des 
ersuchten Staates vorliegen. Dass der ersuchende Staat 
ein Rechtshilfeersuchen nur dann stellen kann, wenn 
nach seinem Recht die Voraussetzungen für die Gewin- 
nung und Untersuchung des Materials vorliegen, ergibt 
sich schon aus den allgemeinen Regeln des Rechtshilfe- 
und Amtshilferechts. 

Satz 2 bestimmt, dass die Kosten für die Gewinnung 
und Untersuchung des molekulargenetischen Materials 
dem ersuchten Staat durch den ersuchenden Staat zu 
erstatten sind. 

Absatz 4 enthält eine Geschäftswegregelung. Die 
innerstaatlichen Regelungen über die Zuständigkeit zur 


Stellung von Ersuchen nach den Absätzen 1 bis 3 wer- 
den hierdurch nicht berührt. 


Zu Artikel 11 - Grenzüberschreitende Observation 

Artikel 1 1 erweitert die nach Artikel 40 SDÜ eingeräumte 
Möglichkeit einer grenzüberschreitenden Observation im 
Bereich der Strafverfolgung. Die Regelung bezieht sich 
auch auf Justizbehörden. Die grenzüberschreitende 
Observation zur Verhinderung einer auslieferungsfähigen 
Straftat ist in Artikel 16 geregelt. 

Nach Nummer 1 Satz 1 können die zuständigen 
Beamten ebenfalls eine Person observieren, bei der 
ernsthaft anzunehmen ist, dass sie zur Identifizierung 
oder Auffindung des Beteiligten einer auslieferungsfähi- 
gen Straftat führen kann. Satz 2 erstreckt die Eilfallre- 
gelung des Artikels 40 Abs. 2 SDÜ auf sog. „Kontaktper- 
sonen“, die auch nach der Änderung von Artikel 40 SDÜ*) 
hiervon nicht erfasst werden. 

Über Artikel 40 SDÜ hinausgehend ist nach Nummer 2 
die Fortsetzung einer in Deutschland begonnenen 
Observation über die Grenze hinweg durch deutsche 
Beamte auch zum Zwecke der Strafvollstreckung zuläs- 
sig, sofern noch freiheitsentziehende Sanktionen von 
mindestens vier Monaten zu vollstrecken sind. 

Die Nummern 3 bis 7 enthalten Regelungen zu den 
Adressaten der Ersuchen nach Artikel 40 Abs. 1 SDÜ 
sowie den Übermittlungswegen und sonst zu unterrich- 
tenden Stellen. Nummer 8 erstreckt die Bewilligung 
des ersuchten Vertragsstaates auf dessen gesamtes 
Hoheitsgebiet. Änderungen der Zuständigkeiten nach 
den Nummern 4 bis 8 werden nach Nummer 10 dem 
anderen Vertragsstaat mitgeteilt. 

Der abschließende Katalog der Straftaten in Artikel 40 
Abs. 7 SDÜ, bei denen eine „Eilobservation“ nach Arti- 
kel 40 Abs. 2 SDÜ möglich ist, wird in Nummer 9 zu 
Gunsten der flexibleren Schwelle der Auslieferungsfähig- 
keit der in Rede stehenden Straftat nach dem Recht des 
ersuchten Vertragsstaates aufgegeben. 

Nummer 11 räumt den observierenden Beamten 
gegenüber der Zielperson, die auf frischer Tat bei der 
Begehung einer nach dem Recht des Gebietsstaates 
auslieferungsfähigen Straftat betroffen wird, in Deutsch- 
land eine Festhaltebefugnis ein. Artikel 40 Abs. 3 Buch- 
stabe f SDÜ sah bislang eine entsprechende Möglichkeit 
nicht vor; die Vertragsstaaten können aber nach Arti- 
kel 40 Abs. 6 SDÜ mittels bilateraler Vereinbarungen 
weitergehen. 

Nach Nummer 12 dürfen auf dem Gebiet des ersuch- 
ten Staates zulässige technische Mittel mit dessen 
Zustimmung von den observierenden Beamten einge- 
setzt werden. Der Gebrauch der Dienstwaffe ist in Arti- 
kel 27 Abs. 3 geregelt. 

Gemäß Nummer 13 dürfen öffentlich zugängliche 
Arbeite-, Betriebs- und Geschäftsräume während der 
Arbeite-, Betriebs- und Geschäftszeiten betreten wer- 
den; das in Artikel 40 Abs. 3 Buchstabe e SDÜ enthalte- 
ne Verbot, Wohnungen und öffentlich nicht zugängliche 
Grundstücke zu betreten, wird insoweit präzisiert und 
zugleich - deklaratorisch - wiederholt. 


*) Vgl. ABI. EU 2003 Nr. L 260 S. 37. 
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Zu Artikel 12 - Nacheile 

Artikel 12 erweitert die nach Artikei 41 SDÜ eröffnete 
Mögiichkeit der Nacheiie zu Zwecken der Strafverfol- 
gung für die Poiizei- und Justizbehörden. 

Nach Absatz 1 Nr. 1 kann eine Nacheile über die 
Grenze - über die in Artikei 41 Abs. 1 SDÜ bezeichneten 
Zwecke hinaus - auch erfolgen, wenn sich der Betroffe- 
ne einer einzeifalibezogenen Kontrolie entzieht, deren 
Zweck die Fahndung nach einer Person ist, die der Bege- 
hung einer ausiieferungsfähigen Straftat verdächtig oder 
zu einer freiheitsentziehenden Sanktion verurteiit worden 
ist, derentwegen eine Ausiieferung zuiässig erscheint. 
Nummer 2 hebt die Beschränkung des Artikeis 41 
Abs. 5 Buchstabe b SDÜ (Nacheiie nur über die Land- 
grenze) auf, während Nummer 3 für die nacheiienden 
Beamten das Recht der Nacheiie ohne räumiiche oder 
zeitliche Begrenzung für aiie ausiieferungsfähigen Straf- 
taten unter Einräumung der Festhaitebefugnis nach Arti- 
kei 41 Abs. 2 Buchstabe b SDÜ vorsieht. Zu Num- 
mer 4 wird auf die Ausführungen zu Artikel 1 1 Nr. 2, zu 
Nummer 5 auf die Ausführungen zu Artikel 1 1 Nr. 13 
Bezug genommen. 

Absatz 2 legt die im Falle der Nacheile zu unterrich- 
tenden Behörden fest. 

Zu Artikel 13 - Kontrollierte Lieferung 

Die Vorschrift orientiert sich an Artikel 73 SDÜ, geht 
jedoch über den unerlaubten Handel mit Betäubungsmit- 
teln hinaus. 

Erfasst werden nach Absatz 1 alle Kriminalitätsberei- 
che, insbesondere also auch der unerlaubte Handel mit 
Waffen, Sprengstoffen, Falschgeld, Diebesgut und Heh- 
lerware sowie Gegenständen im Zusammenhang mit 
Geldwäsche. Das Ersuchen muss darlegen, dass ohne 
die kontrollierte Lieferung die Ermittlung von Hinterleuten 
und anderen Tatbeteiligten oder die Aufdeckung von Ver- 
teilerwegen zumindest wesentlich erschwert würde. 

Die Bewilligung erstreckt sich auf das gesamte Gebiet 
des ersuchten Staates, wobei die Durchführung der 
Maßnahme, soweit der Vertrag keine Regelungen trifft, 
dem Recht des Gebietsstaates unterworfen ist 
(Absatz 2). 

Aus Absatz 3 Satz 2 ergibt sich, dass in dem Ersu- 
chen nach Absatz 1 auch Anhaltspunkte für besondere 
Risiken für die an der Lieferung beteiligten Personen oder 
für die Allgemeinheit aufgeführt werden müssen. Diese 
Risiken können zu besonderen Bedingungen Anlass 
geben oder auch zur Ablehnung des Ersuchens führen. 

Absatz 4 Satz 1 und 2 regeln die besonderen Kon- 
troll- und Überwachungspflichten durch den ersuchten 
Vertragsstaat. Nach Satz 3 kann Beamten des ersu- 
chenden Vertragsstaates die Begleitung der kontrollier- 
ten Lieferung gestattet werden. 

Gemäß Absatz 5 Satz 1 können auf besondere 
Absprache im Einzelfall bei Vorliegen der dort genannten 
Voraussetzungen die Beamten des ersuchenden Staates 
die kontrollierte Lieferung unter der Sachleitung eines 
anwesenden Beamten des Gebietsstaates (weiter) 
durchführen. Die Vorschrift hat Ausnahmecharakter; 
Regelfall ist die Durchführung der kontrollierten Lieferung 
durch die Beamten des Gebietsstaates. Die besonderen 
Umstände, die ein Abweichen von der Regel begründen. 


sind in dem Ersuchen nach Absatz 1 anzugeben, wobei 
die handelnden Beamten (auch) dem Recht des Staates 
unterworfen sind, auf dessen Gebiet sie tätig werden 
(Satz 2 und 3). 

Bei kontrollierten Lieferungen, die auch das Territorium 
eines Drittstaates betreffen, verlangt Absatz 6, dass 
die Erfüllung der Kontroll- und Überwachungsaufgaben 
nach den Absätzen 1 und 2 durch diesen Staat gewähr- 
leistet ist. Der ersuchende Staat hat dies sicherzustellen 
und in seinem Ersuchen ausdrücklich darzulegen. 

Hinsichtlich Absatz 7 wird auf die Erläuterungen zu 
Artikel 11 Nr. 8 und 11 bis 13 Bezug genommen. 
Absatz 8 betrifft die Adressaten der Ersuchen nach 
Absatz 1 sowie die Geschäftswege. 

Zu Artikel 14 -Verdeckte Ermittlungen zum Zwecke 
der Strafverfolgung 

Artikel 14 regelt den Einsatz von Beamten, die nach dem 
Recht des ersuchenden Staates die Stellung eines ver- 
deckten Ermittlers haben. In Deutschland fallen darunter 
neben den Verdeckten Ermittlern im Sinne von Arti- 
kel 110a Abs. 2 StPO auch die nicht offen ermittelnden 
Polizeibeamten. Mit dieser Bestimmung wird eine vor 
allem im Bereich der organisierten Kriminalität immer 
weiter an Bedeutung gewinnende Maßnahme geregelt. 
Es sind verschiedene Zulässigkeitsvoraussetzungen und 
Schranken zu beachten: 

Nach Absatz 1 Satz 1 steht die Bewilligung eines 
von der für die Stellung des Rechtshilfeersuchens 
zuständigen Behörde ausgehenden Ersuchens im 
Ermessen des ersuchten Staates. Es müssen hinreichen- 
de tatsächliche Anhaltspunkte gegeben sein, dass die 
Aufklärung des Sachverhalts ohne den Einsatz verdeck- 
ter Ermittler aussichtslos oder wesentlich erschwert 
würde. Als verdeckte Ermittler dürfen nur Beamte des 
ersuchenden Vertragsstaates eingesetzt werden. Nach 
Satz 2 erstreckt sich eine erteilte Bewilligung zur 
Durchführung einer verdeckten Ermittlung auf das 
gesamte Hoheitsgebiet des ersuchten Vertragsstaates. 

Die Voraussetzungen und Bedingungen der Einsätze 
sowie die Verwendung der Ermittlungsergebnisse wer- 
den nach Absatz 2 vom ersuchten Staat nach seinem 
innerstaatlichen Recht festgelegt. 

Absatz 3 Satz 1 legt fest, dass sich die Ermittlun- 
gen auf einzelne, zeitlich begrenzte Einsätze beschrän- 
ken, wobei eine erstmalige Bewilligung für einen Zeit- 
raum von bis zu einem Monat sowie eine Verlängerung 
des Zeitraumes möglich ist (Satz 2 und 3). Nach 
Satz 4 sind auch die entsprechenden Angaben bezüg- 
lich der voraussichtlichen Dauer bereits in dem Ersuchen 
nach Absatz 1 zu machen. 

Nach Absatz 4 obliegt die Leitung des Einsatzes dem 
ersuchten Staat, der auch jederzeit die Maßnahme been- 
den kann. 

Absatz 5 verpflichtet den ersuchten Staat zur Leis- 
tung notwendiger personeller, logistischer und techni- 
scher Unterstützung sowie zum Schutz der eingesetzten 
Beamten. 

Der Fall besonderer Dringlichkeit ist in Absatz 6 gere- 
gelt. Danach bedarf es ausnahmsweise keiner vorherigen 
Stellung bzw. Bewilligung eines Rechtshilfeersuchens, 
wenn - neben der besonderen Dringlichkeit - im Übrigen 
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die Voraussetzungen für den Einsatz eines verdeckten 
Ermittlers vorliegen und ernsthaft zu befürchten ist, dass 
ohne grenzüberschreitende verdeckte Ermittlungen die 
Identität der eingesetzten Beamten aufgedeckt würde. 
Die Aktivität des verdeckten Ermittlers ist auf die zur Auf- 
rechterhaltung seiner Legende notwendigen Maßnah- 
men beschränkt. Das Ersuchen ist mit den entsprechen- 
den Erläuterungen unverzüglich nachzureichen. 

Zu Absatz 7 wird auf die Erläuterungen zu Artikel 8 
Abs. 1 und 4 Bezug genommen. Absatz 8 schafft eine 
Rechtsgrundlage für die Verwendung technischer Mittel 
zur Absicherung des Einsatzes; ergänzend wird auf die 
Darlegungen zu Artikel 11 Nr. 12 verwiesen. Die Bestim- 
mungen zum Gebrauch der Dienstwaffe finden sich in 
Artikel 27 Abs. 3. 

Die Übermittlungswege für das Ersuchen nach Absatz 1 
sind in Absatz 9 geregelt; hinzuweisen ist auf die 
Sonderregelung für Einsätze, die sich auf die Grenz- 
gebiete nach Artikel 3 beschränken (Satz 2). Ab- 
satz 10 enthält die Pflicht, die zuständigen Behörden 
des anderen Vertragsstaates unverzüglich schriftlich 
über die Durchführung und Ergebnisse des Einsatzes zu 
unterrichten; Absatz 11 sieht die Möglichkeit vor, 
sich einander verdeckte Ermittler zur Verfügung zu stel- 
len, die im Auftrag und unter Leitung des anderen Ver- 
tragsstaates tätig werden. 

Zu Artikell 5 - Informationsübermittlung zur Straf- 
verfolgung ohne Ersuchen 

Die Vorschrift ermöglicht sog. „Spontanübermittlungen“ 
zwischen Deutschland und Österreich zu Zwecken der 
Strafverfolgung, soweit dies nach Maßgabe des inner- 
staatlichen Rechts zulässig ist, d. h. die übermittelnde 
Stelle übersendet ihre Informationen ohne vorgängiges 
Ersuchen des empfangenden Staates. Innerstaatliche 
Regelungen für den Informationsaustausch, insbesonde- 
re Übermittlungsbeschränkungen, sind hierbei zu beach- 
ten. Eine derartige Informationsweitergabe setzt zudem 
voraus, dass die übermittelnde Stelle Anhaltspunkte 
dafür hat, dass die Kenntnis der Informationen für den 
Empfänger zur Verfolgung von Straftaten erforderlich ist. 
Die Vorschrift erlegt der empfangenden Stelle eine Prü- 
fungspflicht hinsichtlich der Erforderlichkeit der übermit- 
telten Daten auf. Nicht erforderliche Daten sind zu 
löschen, zu vernichten oder an die übersendende Stelle 
zurückzuübermitteln. Ferner muss die übermittelnde 
Stelle unterrichtet werden, wenn sich herausstellt, dass 
die Informationen unrichtig sind. 


Teil IV 

Besondere Formen 
der Zusammenarbeit zur 
polizeilichen Gefahrenabwehr 

Zu Artikel 16 - Observation zur polizeilichen Gefah- 
renabwehr 

Artikel 16 enthält Regelungen zur grenzüberschreitenden 
Observation im Rahmen der Gefahrenabwehr. In Ergän- 
zung des Artikels 40 SDÜ sieht Artikel 1 6 die Observation 
unter engen Voraussetzungen bereits zur Verhinderung 
auslieferungsfähiger Straftaten vor. 


Nach Absatz 1 Satz 1 Nr. 1 bedarf es hierzu in 
der Regel der vorherigen Zustimmung des Vertragsstaa- 
tes, auf dessen Gebiet die Observation stattfinden soll, 
wenn dieser die Observation nicht durchführen kann. 
Satz 1 Nr. 2 sieht die Entbehrlichkeit dieser Zustim- 
mung nur in Fällen besonderer Dringlichkeit vor. Satz 2 
enthält weitere einschränkende Merkmale, wobei ins- 
besondere ein Ersuchen nach Artikel 16 nicht zulässig 
ist, soweit ein Ersuchen im Rahmen eines Ermittlungs- 
verfahrens (siehe Artikel 11) gestellt werden kann. 
Satz 3 stellt klar, dass die observierenden Beamten 
der Leitung des Vertragsstaates unterliegen, auf dessen 
Gebiet sich die Observation erstrecken soll. 

Die Bewilligung (und damit die Maßnahme selbst) 
erstreckt sich infolge der Verweisung auf Artikel 11 Nr. 8 
in Absatz 2, vierter Spiegelstrich, auf das 
gesamte Hoheitsgebiet des bewilligenden Vertragsstaa- 
tes. Wird die observierte Person auf frischer Tat bei der 
Begehung einer auslieferungsfähigen Straftat betroffen, 
dürfen die observierenden Beamten, die unter der Lei- 
tung des ersuchten Vertragsstaates tätig sind, die Person 
festhalten, ggf. fesseln und einer Sicherheitsdurchsu- 
chung unterziehen (Verweisung auf Artikel 11 Nr. 11). 
Hierbei ist im Rahmen der Verhältnismäßigkeit die 
Anwendung unmittelbaren Zwangs einschließlich der 
Verwendung dienstlich zugewiesener Hilfsmittel körper- 
licher Gewalt und von Dienstwaffen zulässig. Hinsichtlich 
der Anwendung von Schusswaffen gilt Artikel 27 Abs. 3. 
Ferner gelten die Regeln des Artikels 11 Nr. 12 (Einsatz 
technischer Mittel) und 13 (hinsichtlich des Betretens von 
Wohnungen sowie von Arbeite-, Betriebs- und Ge- 
schäftsräumen) entsprechend. 

In Absatz 3 werden die Zuständigkeiten für Ersuchen 
nach Absatz 1 und Mitteilungen nach Absatz 2 in den 
Vertragsstaaten festgelegt. Durch den Verweis auf Arti- 
kel 7 Abs. 3 des Vertrages - die hier in Satz 2 aufgenom- 
menen Justizbehörden sind jedoch ausgeschlossen - 
wird für den Fall der Unzuständigkeit der angerufenen 
Behörde die Weiterleitung an die zuständige Behörde 
gewährleistet. 

Zu Artikel 17 - Nacheile zur polizeilichen Gefahren- 
abwehr 

Artikel 17 eröffnet die Möglichkeit einer Nacheile zu Zwe- 
cken der Gefahrenabwehr. 

Absatz 1 ermöglicht im Rahmen des jeweils gelten- 
den innerstaatlichen Rechts der Vertragsstaaten die 
grenzüberschreitende Nacheile zur Verfolgung von Per- 
sonen, die sich einer nach Artikel 2 Abs. 2 SDÜ errichte- 
ten Grenzkontrolle entziehen. 

Absatz 2 erweitert die Möglichkeit der (grenzüber- 
schreitenden) Nacheile zur polizeilichen Gefahrenabwehr 
auf Personen, die sich einer polizeilichen oder zollamt- 
lichen Kontrolle in einem Gebiet von bis zu 150 Kilome- 
tern vor der Grenze entziehen, wenn hierbei eindeutig 
erkennbare Anhaltezeichen missachtet werden und es in 
der Folge zu einer Gefährdung der öffentlichen Sicherheit 
kommt. 

In Absatz 3 wird für den Regelfall einer grenzüber- 
schreitenden Nacheile zu präventiven Zwecken die 
Pflicht zur Kontaktaufnahme mit den zuständigen Behör- 
den des anderen Vertragsstaates vor dem Überschreiten 
der Grenze normiert. Der Staat, auf dessen Gebiet die 
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Verfolgung stattfindet, kann jederzeit die Einsteliung der 
Nacheiie veriangen. Dies entspricht der Regeiung in Arti- 
kei 41 Abs. 1 Satz 4 SDÜ. Ein Abbruch ist ebenfalis dann 
zwingend vorzunehmen, wenn die Nacheiie zu einer kon- 
kreten Gefährdung von Leib, Leben oder Gesundheit der 
verfoigten Person oder von Dritten führt, die in einem 
offenkundigen Missverhältnis zu der abzuwehrenden 
Gefahr steht. 

Absatz 4 verweist auf eine entsprechende Anwen- 
dung von zahireichen Regeiungen des Artikeis 41 SDÜ 
und entsprechend anwendbare Artikei dieses Vertrages. 
So darf die Nacheile ohne vorherige Zustimmung nur im 
Eiifaii erfoigen (Artikei 41 Abs. 1 SDÜ). Die Nacheiie kann 
ohne räumiiche oder zeitiiche Begrenzungen sowie über 
Luft- und Wassergrenzen hinweg ausgeübt werden (Arti- 
kei 41 Abs. 3 Buchstabe b SDÜ, Artikei 12 Abs. 1 Nr. 2). 
Entsprechende Benachrichtigungspfiichten ergeben sich 
aus Artikei 12 Abs. 2. Artikei 41 Abs. 2 Buchstabe b SDÜ 
räumt den verfoigenden Beamten eine Festhaltebefugnis 
ein, bis die Beamten des anderen Vertragsstaates die 
Identitätsfeststeilung oder die Festnahme vornehmen 
können. Mit der Verweisung auf den entsprechend 
anwendbaren Artikei 11 Nr. 1 1 wird eine Festhalte- und 
Fesselungsbefugnis der nacheilenden Beamten hinsicht- 
lich solcher Personen begründet, die bei der Begehung 
einer auslieferungsfähigen Tat betroffen werden. 

Zu Artikell 8 -Verdeckte Ermittlungen zur polizei- 
lichen Gefahrenabwehr 

Das Schengener Durchführungsübereinkommen erlaubt 
keinen Einsatz verdeckter Ermittler zur polizeilichen 
Gefahrenabwehr. Artikel 18 ermöglicht nunmehr, soweit 
es das jeweilige innerstaatliche Recht vorsieht, die grenz- 
überschreitende Fortsetzung verdeckter Ermittlungen zur 
Verhinderung von vorsätzlichen und nicht nur auf Antrag 
zu verfolgenden auslieferungsfähigen Straftaten von 
erheblicher Bedeutung. 

Absatz 1 enthält das Erfordernis der vorherigen 
Zustimmung des Vertragsstaates, auf dessen Hoheitsge- 
biet die verdeckte Ermittlung von Beamten des anderen 
Vertragsstaates fortgesetzt werden soll. 

Absatz 2 erklärt bestimmte Absätze des Artikels 14 
(verdeckte Ermittlungen zum Zwecke der Strafverfol- 
gung) für entsprechend anwendbar. Artikel 1 6 Abs. 3, der 
ebenfalls entsprechend anwendbar ist, normiert die 
jeweiligen Zuständigkeiten innerhalb der Vertragsstaaten 
für das vor der Maßnahme zu stellende Ersuchen. 
Gleichzeitig ist die nationale Zentralstelle zu unterrichten. 

Zu Artikel 19 - Gemeinsame Einsatzformen zur poii- 
zeiiichen Gefahrenabwehr 

Artikel 19 ist die Grundlage zur Bildung gemeinsamer 
Einsatzformen der Behörden der Vertragsstaaten zur 
polizeilichen Gefahrenabwehr (gemeinsame Streifen, 
gemeinsam besetzte Kontroll-, Auswertungs- und 
Observationsgruppen etc.), bei denen Beamte des einen 
Vertragsstaates unterstützend auf dem Hoheitsge- 
biet des anderen Vertragsstaates mitwirken können 
(Satz 1 ). Die zur Aufgabenerfüllung erforderliche Wahr- 
nehmung hoheitlicher Befugnisse - wie beispielsweise 
Identitätsfeststellungen - im jeweiligen Gebietsstaat ist 
an die Leitung und die - zur Sicherstellung einer effekti- 
ven Sachleitung - in der Regel erforderliche Anwesenheit 
von Beamten des Gebietsstaates gebunden (Satz 2). 


Der Verweis auf Artikel 6 Abs. 4 Satz 2 und 3 in Satz 3 
macht deutlich, dass die unterstellten Beamten dem 
Recht des Vertragsstaates unterliegen, auf dessen 
Hoheitsgebiet sie tätig werden; dem einsatzführenden 
Staat wird das Handeln der unterstellten Beamten zuge- 
rechnet. 


Zu Artikel 20 - Informationsaustausch zur polizei- 
lichen Gefahrenabwehr 

Artikel 20 regelt die einzelfallbezogene Übermittlung von 
Informationen einschließlich personenbezogener Daten 
durch die zuständigen Polizeibehörden auch ohne vorhe- 
riges Ersuchen zu Zwecken der Gefahrenabwehr nach 
Maßgabe des jeweiligen nationalen Rechts. Dies betrifft 
nur solche Informationen, deren Kenntnis für den Emp- 
fänger nach Einschätzung der übermittelnden Polizeibe- 
hörde zur Abwehr von Gefahren für die öffentliche 
Sicherheit oder Ordnung erforderlich ist (Satz 1). 

Satz 2 sieht die entsprechende Anwendung von Arti- 
kel 15 Satz 2 vor. Dementsprechend hat der Empfänger 
die Erforderlichkeit der übermittelten Daten zu überprü- 
fen, nicht erforderliche Daten zu vernichten oder an die 
übermittelnde Stelle zurückzusenden und die übermit- 
telnde Stelle über eine festgestellte Unrichtigkeit der 
Daten zu unterrichten. 


Zu Artikel 21 - Grenzüberschreitende poiizeiiiche Ge- 
fahrenabwehr 

Artikel 21 sieht in Notsituationen zum Schutz von Leib 
oder Leben ein grenzüberschreitendes Tätigwerden von 
Beamten der Polizeibehörden ohne vorherige Zustim- 
mung des Gebietsstaates vor. 

Absatz 1 ermöglicht für den Ausnahmefall der Abwehr 
einer gegenwärtigen Gefahr für Leib oder Leben bei drin- 
gendem Bedarf die Grenzüberschreitung durch Polizei- 
beamte ohne vorherige Zustimmung des Gebietsstaates, 
um im grenznahen Bereich auf dem Gebiet des anderen 
Vertragsstaates die erforderlichen vorläufigen Gefahren- 
abwehrmaßnahmen zu treffen. Die Beamten sind hin- 
sichtlich der vorläufigen Maßnahmen zur Abwehr der 
gegenwärtigen Gefahr für Leib oder Leben an das natio- 
nale Recht des Gebietsstaates gebunden. 

Der Ausnahmecharakter grenzüberschreitender Gefah- 
renabwehrmaßnahmen im grenznahen Bereich wird 
durch die in Absatz 2 definierten engen Vorausset- 
zungen des dringenden Bedarfs deutlich. Ein dringender 
Bedarf liegt nur dann vor, wenn bei einem Abwarten hin- 
sichtlich des Einschreitens von Beamten des Gebiets- 
staates oder der Herstellung eines Einvernehmens im 
Sinne von Artikel 6 Abs. 2 eine Verwirklichung der Gefahr 
droht. 

Absatz 3 stellt sicher, dass die Gefahrenabwehrmaß- 
nahmen auf dem fremden Hoheitsgebiet des Gebiets- 
staates nur so lange andauern dürfen, bis dieser die 
eigenen notwendigen Maßnahmen ergriffen hat. Der 
Gebietsstaat ist insoweit verpflichtet, unverzüglich tätig 
zu werden, sobald er durch die grenzüberschreitend ein- 
greifenden Beamten des anderen Vertragsstaates unter- 
richtet worden ist. Auch die Unterrichtung des Gebiets- 
staates durch die grenzüberschreitend einschreitenden 
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Beamten hat unverzüglich zu erfolgen. Die grenzüber- 
schreitend tätigen Beamten sind an die Weisungen des 
Gebietsstaates gebunden. 

Die Absätze 4 und 5 legen die Anwendung des 
nationalen Rechts des Vertragsstaates, auf dessen 
Hoheitsgebiet gehandelt wird, und die den Gebietsstaat 
treffende Zurechnung der Maßnahmen der grenzüber- 
schreitend einschreitenden Beamten fest. In einer geson- 
derten Durchführungsvereinbarung (siehe Artikel 34) sind 
die Stellen des jeweils anderen Vertragsstaates festzule- 
gen, die durch die grenzüberschreitend tätigen Beamten 
unverzüglich zu unterrichten sind. 

Zu Artikel 22 - Hilfeleistung bei Großereignissen, Ka- 
tastrophen und schweren Unglücks- 
fällen 

Artikel 22 Satz 1 gestattet es den zuständigen Behörden 
beider Vertragsstaaten, sich bei Massenveranstaltungen 
und ähnlichen Großereignissen, Katastrophen sowie 
schweren Unglücksfällen nach Maßgabe des nationalen 
Rechts zu unterstützen. 

Dies kann durch eine frühzeitige gegenseitige Unterrich- 
tung über entsprechende Ereignisse mit grenzüber- 
schreitenden Auswirkungen (Nummer 1) oder eine 
Koordinierung von polizeilichen Maßnahmen bei grenz- 
überschreitenden Lagen (Nummer 2 ) geschehen. 

Von besonderer Bedeutung ist die Nummer 3. Auf 
Ersuchen des Vertragsstaates, auf dessen Hoheitsgebiet 
der Unterstützungsfall eintritt, können diesem Spezialis- 
ten, Berater und Ausrüstungsgegenstände zur Verfügung 
gestellt werden. Ob ein Unterstützungsfall vorliegt, ist 
von dem Vertragsstaat, der das entsprechende Ersuchen 
stellt, zu beurteilen. 

Die Kostentragungspflichten für die Unterstützungsleis- 
tung richten sich nach dem Abkommen vom 23. Dezem- 
ber 1988 zwischen der Bundesrepublik Deutschland und 
der Republik Österreich über die gegenseitige Hilfeleis- 
tung bei Katastrophen oder schweren Unglücksfällen 
(BGBl. 1992 II S. 206), auf das in Artikel 22 Satz 2 am 
Ende verwiesen wird. Nach Artikel 10 dieses Abkom- 
mens hat der Entsendestaat gegenüber dem Einsatz- 
staat keinen Anspruch auf Ersatz der Kosten der Hilfe- 
leistung. Dies schließt anderweitige Vereinbarungen 
jedoch nicht aus, soweit sie nach diesem Abkommen 
zulässig sind. 

Zu Artikel 23 - Einrichtung von Bedarfskontrollstellen 

Artikel 23 ermöglicht die Einrichtung von Bedarfskontroll- 
stellen auf dem Hoheitsgebiet des anderen Vertragsstaa- 
tes. 

Absatz 1 normiert die Voraussetzungen für die Ein- 
richtung: das Fehlen einer geeigneten Örtlichkeit auf 
eigenem Hoheitsgebiet (Nummer 1 ), die Erforderlich- 
keit zur Durchführung von Grenzkontrollen nach Artikel 2 
Abs. 2 SDÜ (Nummer 2) und die Zustimmung des 
anderen Vertragsstaates im Einzelfall (Nummer 3 ). 

Absatz 2 begrenzt die Lage von Bedarfskontrollstel- 
len, die möglichst grenznah liegen sollen, auf eine maxi- 
male Entfernung von fünf Kilometern zur gemeinsamen 
Grenzlinie der Vertragsstaaten. 

Nach Absatz 3 kann der Gebietsstaat zu der Zustim- 
mung nach Absatz 1 Auflagen erteilen und die Einstel- 
lung der Maßnahme verlangen. 


Absatz 4 legt für die Grenzkontrolle die ausschließli- 
che Geltung des nationalen Rechts des Vertragsstaates 
fest, der die Kontrolle nach Artikel 2 Abs. 2 SDÜ ange- 
ordnet hat. Die Durchführung der Grenzkontrolle obliegt 
den Beamten des anordnenden Vertragsstaates. Es sol- 
len jedoch Beamte des anderen Vertragsstaates anwe- 
send sein. 

Absatz 5 stellt die Kenntnis von geeigneten Örtlich- 
keiten im anderen Vertragsstaat sicher. 

Absatz 6 erklärt bestimmte Regelungen bestehender 
bilateraler Vereinbarungen zwischen den Vertragsstaaten 
über Erleichterungen der Grenzabfertigung für entspre- 
chend anwendbar, insbesondere die Privilegierung der 
Staatsangehörigen des Gebietsstaates im Festnahmefall 
(Artikel 5 des Abkommens vom 1 4. September 1 955 zwi- 
schen der Bundesrepublik Deutschland und der Republik 
Österreich über Erleichterungen der Grenzabfertigung im 
Eisenbahn-, Straßen- und Schiffsverkehr (BGBl. 1957 II 
S. 581), geändert durch Abkommen vom 21. Januar 
1975 und 16. September 1977 (BGBl. 1979 II S. 110) und 
30. Juli 1990 (BGBl. 1992 II S. 1198). 


Teil V 

Allgemeine Bestimmungen 
für die Zusammenarbeit 


Zu Artikel 24 - Gemeinsame Zentren 

Artikel 24 ermöglicht bei Bedarf die Einrichtung gemein- 
samer Zentren zwischen den Vertragsstaaten zum Zwe- 
cke des Informationsaustausches und der gegenseitigen 
Unterstützung ihrer Behörden (Polizei- und Justizbehör- 
den, Behörden der Zollverwaltung). Er richtet sich glei- 
chermaßen an Justiz- wie Polizeibehörden. Der Informa- 
tionsaustausch erfolgt auf der Grundlage des jeweiligen 
nationalen Rechts und umfasst auch den Austausch per- 
sonenbezogener Daten (Absatz 2 Satz 2). 

Die Absätze 2 und 3 beschreiben den äußeren Rah- 
men und den Inhalt der Zusammenarbeit in den gemein- 
samen Zentren, in denen Bedienstete beider Vertrags- 
staaten im Rahmen ihrer jeweiligen Zuständigkeiten 
räumlich unmittelbar Zusammenarbeiten. Die gemeinsa- 
men Zentren haben keine originären Aufgaben. Sie sollen 
vielmehr die nach dem Vertrag zuständigen Behörden bei 
der Erfüllung ihrer jeweiligen Aufgaben unterstützen, 
indem sie Informationen austauschen, analysieren und 
weiterleiten. 

Die Absätze 4 und 5 verdeutlichen, dass die 
gemeinsam besetzten Dienststellen keine selbständigen 
operativen Aufgaben wahrnehmen, sondern lediglich 
eine unterstützende Funktion im Hinblick auf die grenz- 
überschreitende Zusammenarbeit zwischen den national 
zuständigen Behörden ausüben können. Demgemäß 
bleiben die in den gemeinsamen Zentren tätigen Beam- 
ten in ihre nationalen Hierarchien eingebunden und 
unterstehen weiterhin der Weisungs- und Disziplinarge- 
walt der jeweiligen nationalen Behörden der Vertrags- 
staaten. 

Einer besonderen Vereinbarung der in den Vertragsstaa- 
ten zuständigen Stellen ist es Vorbehalten, wo und wie 
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viele Zentren von den Vertragsstaaten eingerichtet wer- 
den. In dieser Vereinbarung sind auch die Einzeiheiten 
der Zusammenarbeit und die Kostenverteiiung festzuie- 
gen (Absatz 6). 

Absatz 7 regelt den Fail einer Beteiiigung an gemein- 
samen Zentren, die der andere Vertragsstaat mit einem 
gemeinsamen Nachbarstaat betreibt. 

Zu Artikel 25 - Einsatz von Luft- und Wasserfahrzeu- 
gen 

Absatz 1 gestattet den Einsatz von Luft- und Wasser- 
fahrzeugen bei grenzüberschreitenden Einsätzen nach 
diesem Vertrag und erweitert die Einsatzmögiichkeiten 
damit über die Landwege hinaus. 

In den Absätzen 2 bis 4 werden die Anforderungen 
und Befugnisse beim grenzüberschreitenden Fiugeinsatz 
im Einzeinen geregeit. 

Absatz 5 enthält detaiiiierte Regeiungen für den Ein- 
satz von Wasserfahrzeugen. 

Zu Artikel 26 - Datenschutz 

Absatz 1 regelt den Datenschutz unter Bezugnahme 
auf den Datenschutzstandard der Artikel 126 bis 130 
SDÜ sowie das Übereinkommen über die Rechtshiife in 
Strafsachen zwischen den Mitgiiedsstaaten der Europäi- 
schen Union vom 29. Mai 2000, dessen Inkraftsetzung 
noch bevorsteht. 

Nach Absatz 2 darf ein Vertragsstaat Beamten des 
anderen Vertragsstaates, die auf seinem Territorium tätig 
werden, den Zugriff auf behördliche Sammiungen perso- 
nenbezogener Daten nur unter Leitung eigener Beamten 
gestatten. 

Zu Artikel 27 - Befugnisse und Rechtsstellung von 
Beamten des anderen Vertragsstaates 

Artikel 27 enthält umfassende Regelungen zu den Befug- 
nissen und der Rechtssteiiung der Beamten, die zum 
Zwecke der vertragiichen Zusammenarbeit auf dem 
Hoheitsgebiet des anderen Vertragsstaates tätig werden. 

Absatz 1 Satz 1 normiert ausdrückiich, dass den 
Beamten nur in den vertraglich geregelten Fällen hoheit- 
liche Befugnisse im anderen Vertragsstaat zukommen. In 
Satz 2 wird nochmals festgelegt, dass die einschrei- 
tenden Beamten bei allen Maßnahmen an das nationale 
Recht des Vertragsstaates gebunden sind, auf dessen 
Hoheitsgebiet diese Maßnahme durchgeführt wird. 
Satz 3 sieht vor, dass Artikel 23 (Bedarfskontrollstel- 
len) insoweit unberührt bleibt. 

Nach Absatz 2 gelten die nach diesem Vertrag zu 
einer Dienststelle des anderen Vertragsstaates entsand- 
ten Beamten als Verbindungsbeamte im Sinne von Arti- 
kel 47 oder 125 SDÜ. 

Absatz 3 gestattet das Tragen der nationalen Dienst- 
kleidung und das Mitführen von Waffen, Zwangsmitteln 
und sonstigen Ausrüstungsgegenständen im Rahmen 
der Zusammenarbeit aufgrund dieses Vertrages auf dem 
Hoheitsgebiet des anderen Vertragsstaates. Unter den in 
Absatz 3 verwendeten Begriff der Zwangsmittel fallen 
lediglich die Hilfsmittel der körperlichen Gewalt (z. B. 
Fesseln). Hinsichtlich des Gebrauchs der in Artikel 27 
Abs. 3 Satz 2 genannten Gegenstände unterliegt der Ein- 


satz von Dienstwaffen besonderen vertraglichen 
Beschränkungen. Dieser ist auf die Fälle der 
Notwehr/Nothilfe beschränkt, soweit nicht ein sachlei- 
tender Beamter des Gebietsstaates im Einzelfall Weiter- 
gehendes genehmigt und der Vertrag den Gebrauch von 
Dienstwaffen im Einzelfall nicht ausdrücklich ausschließt. 
Der Gebrauch von Zwangsmitteln und sonstigen Ausrüs- 
tungsgegenständen ist hingegen nicht eingeschränkt. Zu 
beachten ist aber bei allen Zwangsmaßnahmen die Bin- 
dung an das innerstaatliche Recht des anderen Vertrags- 
staates. Über die jeweils zulässigen Dienstwaffen und 
Zwangsmittel unterrichten sich die Vertragsstaaten. 

Absatz 4 stellt klar, dass die verkehrsrechtlichen 
Bestimmungen des jeweiligen Vertragsstaates auch im 
Falle des Tätigwerdens von Beamten des anderen Ver- 
tragsstaates gelten und enthält insoweit die Pflicht für 
einen gegenseitigen Informationsaustausch über die 
jeweils geltende Rechtslage. Dies gilt auch im Hinblick 
auf die Inanspruchnahme von Sonder- und Wegerechten. 

Zu Artikel 28 - Rechtsstellung der Beamten im Be- 
reich des Strafrechts 

Nach Artikel 28 sind die Beamten des anderen Vertrags- 
staates den Beamten des Vertragsstaates, auf dessen 
Hoheitsgebiet sie tätig werden, in strafrechtlicher Hin- 
sicht gleichgestellt. 

Zu Artikel 29 - Grenzübertritte 

Absatz 1 Satz 1 gestattet zu den im Vertrag gere- 
gelten Zwecken das verkehrsbedingt notwendige Befah- 
ren des Hoheitsgebiets des anderen Vertragsstaates, um 
auf kurzem Weg das eigene Hoheitsgebiet wieder zu 
erreichen. Diese Regelung entspricht der bestehenden 
Regelung in Artikel 13 des Abkommens vom 16. Dezem- 
ber 1997 zwischen der Regierung der Bundesrepublik 
Deutschland und der Österreichischen Bundesregierung 
über die Zusammenarbeit der Polizeibehörden und Zoll- 
verwaltungen in den Grenzgebieten. 

Die Inanspruchnahme von Sonder- und Wegerechten auf 
dem fremden Hoheitsgebiet ist hierbei nur in Ausnahme- 
fällen zulässig. Es bedarf einer unverzüglichen Unterrich- 
tung der zuständigen Behörde des Gebietsstaates 
(Satz 2 und 3) . 

Satz 4 betrifft das Verhältnis zur Anwendung bestimm- 
ter Regelungen bereits bestehender bilateraler Verein- 
barungen für das Befahren außerhalb von Durchgangs- 
strecken. 

Absatz 2 Satz 1 regelt die Benutzung grenzüber- 
schreitender Reisezüge oder Passagierschiffe durch 
Beamte der Vertragsstaaten, um nach innerstaatlichem 
Recht Maßnahmen auf dem eigenen Hoheitsgebiet 
durchzuführen. Satz 2 gestattet die Fortsetzung auf 
dem eigenen Hoheitsgebiet nach Maßgabe des inner- 
staatlichen Rechts begonnener Kontrollmaßnahmen, die 
nicht im Grenzgebiet beendet werden können; diese dür- 
fen, sofern der Zweck der Maßnahme nicht anders 
erreicht werden kann, auf dem Hoheitsgebiet des ande- 
ren Vertragsstaates so lange fortgesetzt werden, wie dies 
zwingend erforderlich ist, um die Maßnahme abzuschlie- 
ßen. Für weitergehende Maßnahmen gelten die beste- 
henden Bestimmungen aus den aufgeführten Vereinba- 
rungen (Satz 3 und 4). 
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Zu Artikel 30 - Übergabe von Personen an der 
Grenze 

Die Vorschrift regelt die Modalitäten der Übergabe von im 
Gewahrsam des einen Vertragsstaates befindlichen Per- 
sonen an Beamte des anderen Vertragsstaates, wobei es 
unerheblich ist, ob die Übergabe zu repressiven oder zu 
präventiven Zwecken erfolgt. Das Bedürfnis für die 
Regelung ergibt sich aus dem Abbau der Grenzanlagen 
nach Wegfall der Grenzkontrollen gemäß dem Schenge- 
ner Durchführungsübereinkommen. 

Absatz 1 Satz 1 ermöglicht die Personenübergabe 
nach Zustimmung des Vertragsstaates, auf dessen 
Hoheitsgebiet die Übergabe stattfinden soll, an geeigne- 
ten grenznahen Örtlichkeiten oder Flughäfen. Die Über- 
gabe darf nur an Orten erfolgen, an denen eine sichere 
Übergabe möglich ist (Satz 2). 

Durch Absatz 2 werden bestehende bilaterale Verein- 
barungen über den Transport der zu übergebenden Per- 
son von der Grenze zum Übergabeort oder vom Überga- 
beort bis zur Grenze für entsprechend anwendbar erklärt. 

Nach Absatz 3 sind schriftliche Verzeichnisse über 
geeignete Übergabeorte zu erstellen und zwischen den 
zuständigen Behörden auszutauschen. Die bestehenden 
bilateralen Regelungen über die Rückübernahme von 
Personen an der Grenze bleiben unberührt. 

Zu Artikel 31 - Beistandsklausel, Dienstverhältnisse 

Artikel 31 stellt klar, dass das Tätigwerden auf dem 
Hoheitsgebiet des anderen Vertragsstaates nicht zu einer 
Änderung der sich aus dem Dienstverhältnis der Beam- 
ten ergebenden Rechte und Pflichten führt. 

Dabei trägt Absatz 1 der Tatsache Rechnung, dass 
die Möglichkeiten des entsendenden Staates einge- 
schränkt sind, auf dem Hoheitsgebiet des anderen Ver- 
tragsstaates Schutz und Beistand zu gewähren. Daher 
wird der andere Vertragsstaat zu gleichem Schutz und 
Beistand gegenüber den entsandten Beamten wie 
gegenüber den eigenen Beamten verpflichtet. 

Absatz 2 regelt, dass für die Beamten bei einem 
Tätigwerden auf dem Hoheitsgebiet des anderen Ver- 
tragsstaates die gleichen dienstrechtlichen (auch diszip- 
linär- und haftungsrechtlichen) Regelungen gelten wie 
bei einem Tätigwerden auf dem Hoheitsgebiet ihres 
Dienstherrn. 


Zu Artikel 32 - Haftungsbestimmungen 

Artikel 32 regelt Haftungs- und Entschädigungsfragen. 

Nach Absatz 1 haftet für Schäden bei Maßnahmen 
nach den Artikeln 13 und 14 oder im Rahmen einer 
gemeinsamen Ermittlungsgruppe nach dem Rahmenbe- 
schluss des Rates der Europäischen Union vom 13. Juni 
2002 über gemeinsame Ermittlungsgruppen der Ver- 
tragsstaat, dessen Beamte auf dem Hoheitsgebiet des 
anderen Vertragsstaates tätig werden, nach Maßgabe 
des dortigen nationalen Rechts. 

Absatz 2 stellt sicher, dass der Schaden durch den 
Gebietsstaat so ersetzt wird, als wäre er durch Beamte 
des Gebietsstaates verursacht worden. 


Absatz 3 verpflichtet den Vertragsstaat, dessen 
Beamte einen Schaden verursacht haben, zur Erstattung 
des Gesamtbetrags des Schadensersatzes an den 
Gebietsstaat. 

Nach Absatz 4 verzichten die Vertragsstaaten im 
Übrigen bei Maßnahmen nach Absatz 1 auf die Geltend- 
machung erlittener Schäden gegenüber dem jeweils 
anderen Vertragsstaat. 

Für andere Maßnahmen nach diesem Vertrag wird nach 
Absatz 5 - in Form eines Rechtsfolgenverweises - 
auf die Regelungen des Artikels 43 SDÜ verwiesen. 

Zu Artikel 33 - Ausnahmeklausel 

Den Vertragsstaaten ist es gestattet, die Zusammenar- 
beit nach diesem Vertrag ganz oder teilweise zu verwei- 
gern oder unter Bedingungen zu stellen, soweit es nach 
ihrer jeweiligen Ansicht durch die Zusammenarbeit zu 
einer Beeinträchtigung eigener Hoheitsrechte, der 
Gefährdung der nationalen Sicherheit oder anderer 
wesentlicher Interessen odereinem Verstoß gegen inner- 
staatliches Recht kommen kann. 


Teil VI 

Durchführungs- und 
Schlussbestimmungen 

Zu Artikel 34 - Durchführungsvereinbarungen 

Artikel 34 ermöglicht die Festlegung untergeordneter 
Bestimmungen, wie z. B. technischer Details, die die ver- 
waltungsmäßige Durchführung des Vertrages bezwe- 
cken, in direkter Absprache zwischen den zuständigen 
Behörden der Vertragsstaaten auf der Grundlage und im 
Rahmen des Vertrages. 

Zu Artikel 35 - Überprüfung der Umsetzung und Fort- 
entwicklung des Vertrages 

Nach Artikel 35 wird auf Antrag eines Vertragsstaates 
eine gemeinsame Arbeitsgruppe eingesetzt, die die 
Umsetzung, Ergänzung und Fortentwicklung dieses Ver- 
trages prüft. 

Zu Artikel 36 - Kosten 

Artikel 36 regelt die Verteilung der Kosten. Danach trägt 
jeder Vertragsstaat die seinen Behörden aus der Ver- 
tragsanwendung entstehenden Kosten, soweit diese im 
Einzelfall nichts anderes vereinbaren. Artikel 10 Abs. 1 
Satz 4 und Abs. 3 Satz 2 enthalten im Zusammenhang 
mit DNA-Untersuchungen abweichende Sonderregelun- 
gen. Bei Maßnahmen nach Artikel 22 (Hilfeleistung bei 
Großereignissen, Katastrophen und schweren Unglücks- 
fällen) finden die Regelungen des deutsch-öster- 
reichischen Abkommens vom 23. Dezember 1988 über 
die gegenseitige Hilfeleistung bei Katastrophen oder 
schweren Unglücksfällen (BGBl. 1992 II S. 206) Anwen- 
dung. 

Zu Artikel 37 - Einbeziehung der Zollverwaltung 

Artikel 37 stellt die Behörden der Zollverwaltungen den 
Polizeibehörden der Vertragsstaaten im Rahmen dieses 
Vertrages gleich, soweit diese Aufgaben im Zusammen- 
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hang mit Verstößen gegen Verbote und Beschränkungen 
des grenzüberschreitenden Warenverkehrs wahrneh- 
men. 

Zu Artikel 38 - Inkrafttreten, Kündigung 

Absatz 1 enthält Regelungen zum Inkrafttreten des 
Vertrages und dem gleichzeitigen Außerkrafttreten des 
bislang gültigen Abkommens vom 16. Dezember 1997 
zwischen der Regierung der Bundesrepublik Deutsch- 


land und der Österreichischen Bundesregierung über die 
Zusammenarbeit der Polizeibehörden und Zollverwaltun- 
gen in den Grenzgebieten (BGBl. 2001 II S. 1228). 

In Absatz 2 wird die unbefristete Vertragsdauer nor- 
miert und beiden Vertragsparteien ein ordentliches Kün- 
digungsrecht eingeräumt. 

Nach Absatz 3 obliegt der deutschen Seite die Regis- 
trierung dieses Vertrages. 


Gesamtherstellung: H. Heenemann GmbH & Co., Buch- und Offsetdruckerei, Bessemerstraße 83-91, 12103 Berlin 
Vertrieb: Bundesanzeiger Verlagsgesellschaft mbH, Amsterdamer Str. 192, 50735 Köln, Telefon (02 21) 97 66 8340, Telefax (02 21) 97 66 83 44 

ISSN 0722-8333 


